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Zeitung. 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſchelnt. 


Nr. 116. Mittag⸗ Ausgabe. a 


Frankfurt a · M., 9. März. Das „Frankfurter Journal“ 
meldet als zuverläſſig aus München, die proviſoriſche Regierung in 
Athen werde nächſtens, um der Erſparniß willen, alle ihre auswärti⸗ 
gen Vertreter abrufen. 

Warſchau, 8. März. Zu Skala hat ſich eine Inſurgenten, 
truppe vereinigt, die aus den Trümmern aller geſchlagenen Truppen 
beſteht und ſich auf circa 6000 Mann beläuft. 

Das Schloß Piaskowa⸗Skala war von den Vorpoſten der Inſur— 
genten (ungefähr 300 Mann) beſetzt. Der übrige Theil der Truppe 
war in dem Walde in Reſerve aufgeſtellt. Das ruſſiſche Militär griff 
zugleich das Schloß und den Wald an. Das Schloß wurde mit 
Sturm genommen und alle dort befindlichen Inſurgenten find gefan⸗ 
gen genommen. Die im Walde aufgeftellte Reſerve derſelben iſt voll: 
ſtändig zerſtreut, 200 Mann getödtet. 

Langiewicz hat nicht dort kommandirt, indem er während dieſes 
Gefechts in Krakau ſich aufhielt. 

Turin, 9. März. In der heutigen Senats⸗Sitzung fand eine 
Discuſſton über die neue Anleihe ſtatt. Vacca Scotto, Pintori und 
Montanari ſprachen ſämmtlich zu Gunſten des Geſetzes, forderten 
jedoch die Regierung auf, bedeutende Erſparniſſe eintreten zu laſſen. 

Turin, 8. März. j 
Betreff der Anleihe erſtaltet. Berichterſtatter Graf Revel. Der Bericht be 
antragt die Annahme des Geſetzentwurfes. Er prüft das vom Finanzmini- 
ſter dargelegte Finanzſyſtem und glaubt, daſſelbe könne, wenn es ſtrenge 
ausgeführt werde, den vorgeſteckten Zweck erreſchen. Es ſei kein Zweifel, 
daß Italien die Conſequenzen feiner Schulden zu ertragen vermöge; feine 
Loyalität könne keinen Verdacht erregen. Allein, ſagt der Bericht, wir find 
angeklagt, die innere ökonomiſche und finanzielle Reorganiſirung vernach⸗ 
läſſigt, und allzuoft zu den Anleihen unſere Zuflucht genommen zu haben. 
Wenn wir mit Entſchloſſenheit die Frage der Oekonomie und ber Steuer⸗ 


reform in Angriff nehmen, wird unſer Credit bald wieder aufgerichtet fein, 
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5 r eu ß e u. 
Londtags- Verhandlungen. 


Die Commiſſion beantragt, die Petition der Mete zur Berückſichti⸗ 
jung zu überweiſen. mann und von 


Antrag a angenommen. — Der frühere Hammerſchmied Diederich⸗ 


- Juſtizminiſter erklärt, die Staatsregierung habe dem Gegenftande 
bereits feit längerer Zeit ihre Aufmerkſamkeit gewidmet. Zweifelhaft fei 
man noch darüber, od die Lehne ſofort in reines Allode verwandelt wer⸗ 
den könnten oder noch Uebergangsſtadien wünſchenswerth ſeien. In neuerer 
Suit ſei namentlich die Meinung hervorgetreten, daß die Verwandlung in 
tammgüter ſich empfehlen würde. Die Regierung glaube aber nicht, daß 
ein ſolcher Geſetzentwurf in beiden Häuſern des Landtages werde angenom⸗ 
men werden, man werde es ihr daher nicht verargen, wenn ſie vermeide, 
Debatten herbeizuführen, die bei der jetzigen Strömung ſchwerlich zu einem 
Refultate führen würden und es vorziehe, abzuwarten, bis dieſelbe in fried⸗ 
licher Weiſe gedämmt ſei. A t 
Nachdem der Referent (Abg. Rohden) den Commiſſ.⸗Antrag befürwortet, 
wird derſelbe einſtimmig angenommen. 0 1 

Magistrat und Stadtverordnete zu Neurode bitten um Errichtung eine 
Kreis- Gerichts event. einer ſtändigen Gerichts⸗Deputation daſelbſt. Die 
ge PNA Ueberweiſung zur Berückſichtigung zur Errichtung 

nes Kreis⸗Gerichts. > 

Der Juſtiz miniſter erklärt: Die Erfüllung hänge nicht allein von 
der Regierung ab, ſondern wegen der dauernden Koſten auch von der Budget⸗ 
Commiſſion. Gerade über den Koftenpuntt ſei die Juſtiz⸗Commiſſion mit 
einer gewiſſen Leichtigkeit hinweggegangen. Die Errichtung eines Gefäng⸗ 
niſſes allein genüge nicht, wie die Commiſſion annehme. — Er führt ſodann. 
aus, daß ein Bedürfniß eigentlich nicht vorliege, und die Sache nicht ſo ein⸗ 
ſach ſei, als man meine. Die Regierung ſei nicht in der Lage, dem Antrage 
nachzukommen, Er halte es für beſſer, dies unumwunden auszuſprechen, 
als dem gefaßten Beſchluſſe nicht nachzukommen. 

Abg. Pleo beantragt und befürwortet die Ueberweiſung zur Berück⸗ 
ſichtigung im Allgemeinen unter Weglaſſung der Worte „für Errichtung 
eines Kreisgerichts“, da ſolche nicht abſolut nothwendig ſei. — Abg. Rahn 
befürwortet den een in ſeinem ganzen Umfange. — Abg. 
Ich. v. Patow ſchließt ſich dem Ottowſchen Amendement an, indem er na⸗ 
menttich den Finanzpunkt hervorhebt. — Der Juſtizminiſter wiederholt 
uin Weſentlichen ee üheren Ausführungen und jest hinzu, daß die Er⸗ 
deßzald einer De en in Erwägung gezogen werden ſolle. Er ſtelle 

* Annahme des Ottowſchen Amendements angeim. 
maligen Aetiſd duch eim ſpricht für den Comm. Antrag. Nach einer noch. 


bu des Juftigmi Referent Abg. Rhoden 
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if der, chtfertigkeit“, hebt hervor, daß die Budget⸗ 
für noſhweidig erkannten Koſten nicht verweigern werde 
und ſchließt mit dem Antrage A ee des ommiffionanteane®, = 


Telegrappbiſche Depeſchen und Nachrichten. 


des Ge 


Im Senate wurde der Bericht der Commiſſion in] D 


Biernndvierzigfter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Bei der Abſtimmung wird unter Verwerfung des Ottowſchen Amendements 
der Commiſſionsantrag angenommen. — Amtmann und Stadtverordnete in 
Limburg an der Lenne (gehörig zur Grafſchaft Hohenlimburg in Weſtfalen, 
wo bis zum 1. Januar 1861 Dotalxecht galt, und für die bis zu jenem Tage 
gehetefenen Ehen giltig geblieben iſt) beantragen auch in der vor Giftigkeit 
etzes v. 16. April 1860 in dem Bereiche deſſelben geſchloſſenen Ehen die Gi: 
tergemeinſchaft durch Vertrag zuzulaſſen. Die Commiſſion hat Uebergang 
zur Tagesordnung beantragt. Nach einigen Worten des Referenten ſchließt 
ſich das Haus dieſem Anträge an. 
„Rechtsanwalt Pauli in Neuruppin und 32 andere Rechtsanwälte peti⸗ 
tioniren J., um Aufhebung des § 7 des Geſetzes vom 11. Juli 1845 über 
die geſetzliche Nothwendigkeit der Zuziehung eines zweiten Notars oder zweier 
eugen zu den Notariatsverhandlungen, I., um Gleichſtellung der Kompe⸗ 
tenz der Notarien mit der der Gerſchte für alle Geſchäfte unter Lebenden 
und Wiederherſtellung des § 31 der Verordnung vom 2. Januar 1849. Die 
Comm. beantragt ad 1: Tagesordnung, ad 2: lleberweiſung zur Berückſich⸗ 
tigung jedoch unter Ausſchluß der Erbverträge, der Errichtung einer Ein⸗ 
kindſchaft, der Verfügungen über das Eigenthum oder die Verpfändung von 
Seeſchiffen an Orten, wo ſich Handelsgerichte befinden, oder der Errichtung 
von f DH ungen und beſtändigen Fideikommiſſion. 

Abg. Stiegel erklärt ſich gegen den Comm.⸗Antrag ad 1. und für Auf⸗ 
hebung des § 7 des Geſetzes vom 11. Juli 1845, deſſen Beſtimmungen ver⸗ 
altet ſeien. Abg. Kratz befürwortet den Comm.⸗Antrag ad J. Abg. Mei⸗ 
bauer: Cr könne nicht begeeilen, weshalb man einen Notar für verdächtiger 
halte, als einen Richter. Die Zeugen bei den Notariatsverhandlungen ſeien 
in den meiſten Fällen nicht im Stande, die noͤthige Controle auszuüben. 
die Bevormundung müſſe endlich beſeitigt werden. Im Intereſſe des Pub⸗ 
likums befürwortet er den Antrag des Abg. Fliegel. Juſtizminiſter Graf zur 
Lippe erwidert, daß die en der beiden Zeugen zu den Notariatsver⸗ 

andlungen ein gutes altes Recht ſei und daß er denke, es ſei dabei zu be⸗ 
aſſen. Er ſtellt zugleich mit Entſchiedenheit in Abrede, daß, wie der Vor⸗ 
redner angedeutet, die Gerichte im fiskaliſchen Intereſſe von oben her ver⸗ 
ee würden, die Akte freiwilliger Gerichtsbarkeit möglichſt an ſich zu 
ziehen. 

Der Referent Immermann beſtätigt jedoch jene Behauptung ebenfalls 
aus 4 55 amtlicher Erfahrung. 

Bei dem Antrage der Commiſſion ad II. beantragt Abg. v. Pa tow 
1000 die Parzellirungsverträge unter die oben angeführten Ausnahmen zu 
rechnen. 

Abg. Nücker empfiehlt den Commiſſions⸗Antrag, ebenſo Abg. Wachs⸗ 
muth, welcher der Meinung iſt, daß auch die Parzellirungsverträge den 
Notarien zu überlafjen ſeien. 8 

Abg. Michaelis glaubt, daß die Bauern der Vormundſchaft nicht be 
dürfen, die ihnen der Antrag des Abg. v. Patow auferlegen wolle. 

Abg. v. Patow macht wiederholt auf die Verleitungen aufmerkſam, 
denen der Bauer ausgeſetzt ſei. 3 . 

Adg. Michaelis erwidert, daß er nicht unter allen Umſtänden die Par⸗ 
zellirungen für ein Unglück halte. f . 

6 225 Wachsmuth weiſt auf die wohlthätigen Folgen der Parzellirungs⸗ 
reiheit hin. 

Nach einer kurzen Erwiderung des Abg. v. Patow wird die Discuſſion 
geſchloſſen. Das Amendement des Abg. v. Patow wird abgelehnt, der 
Commiſſions⸗Antrag angenommen. : - 

Der vierte Gegenſtand der Tagesordnung ift der erſte Bericht der Peti⸗ 
lions⸗Commiſſion. Die i der Kirchengemeinde Kirchlengern im 
Kreiſe Herford bitten, bei der Regierung auf Herſtellung eines geſetzlichen 
Zuſtandes, ſofortige Aufhebung der ſogen Pfarrverweſung und Präſentation 
eines anderen Candidaten anzutragen. Die Pfarrſtelle zu e 
iſt ſeit dem 15. November 1861, ſeit dem Tode des früheren Inhabers er⸗ 
ledigt. 382 Mitglieder hatten ſich an das Conſiſtorium zu Münſter mit der 
Bitte gewendet, die Pfarrſtelle ſo lange unbeſetzt zu laſſen, bis der Candidat 
Thiesmepyer, der während der Verwaltung der Stelle ſich die Liebe der Ge⸗ 
meinde erworben, ordinirt fein, werde. Das Conſiſtorium verſagte dieſe 
Bitte, präſentirte zwei andere Candidaten, die mit reſp. 312 und 311 Stim⸗ 
men von der Gemeinde abgelehnt wurden. Das Conſiſtorium ordnete dem⸗ 
nächſt an, daß der erſte abgelehnte Geiſtliche als Pfarrverweſer die Stelle 
vorläufig auf 6 Monate verwalten und die Einkünfte beziehen ſolle. Gegen 
dieſe Verfügung iſt die Petition gerichtet. Die Commiſſion beantragt: das 
Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: in Erwägung 1) daß durch Art. 18 
der Verfaſſungs⸗Urkunde das Ernennungs⸗, Vorſchlags⸗, Wahl⸗ und Beſtä⸗ 
tigungsrecht bei Belebung kirchlicher Stellen, ſoweit es dem Staate zuſteht 
und nicht auf dem Patronat oder beſonderen Rechtstiteln beruht, aufgehoben 
iſt; 2) daß in den Provinzen Rheinland und Weſtfalen außer dem Patro⸗ 
nate keine beſonderen Rechtstitel vorhanden ſind, welche das Wahlrecht der 
evangeliſchen Gemeinden beſchränken, die königl. Staatsregierung aufzufor⸗ 
dern, den e Gemeinden in Rheinland und Weſtfalen, welche kei⸗ 
nen an haben, nicht länger das Recht zu verſagen oder zu beſchränken, 
ihre Geiſtlichen frei nach den Beſtimmungen der Kirchenordnung zu wählen. 

Abg. Oſterrath gegen den Commiſſions Antrag, weil er glaube, daß 
die Commiſſion weiter gegangen ſei, als der ihr ertheilte Auftrag es ge⸗ 
ſtatte. Die Commiffion habe nur über die Petition zu berichten. werde 
aber auch, um ermeſſen zu können ob der zweite Erwägungsgrund des Com⸗ 
miſſions⸗Antrages gerechtfertigt ſei, eine weitergehende Unterſuchung noth⸗ 
wendig ſein, als die Commiſſion in der Lage geweſen ſei anzuftellen. 
Ueberhaupt liege hier eine innere Angelegenheit der Kirche vor, in welche 
das Haus nicht einzugreifen habe. ; 

Cultusminiſter v. Mübler: Die Regierung fei der entgegengeſetzten 
Anſicht der Commiſſion. Bei einer früheren Petition der Gemeinde Ober⸗ 
holzklau habe die Regierung ihre Anſicht bereits dargelegt. Bei dieſer An⸗ 
gelegenheit ſei es zu einem Rechtsſtreit gekommen und es ſei dies auch recht 
eigentlich eine Frage, in der der Rechtsweg zuläſſig ſei. Er ſehe daher 
auch keinen Grund, die Frage durch eine Entſchedung der Regierung zu 
erledigen, die Regierung verbleibe bei ihrer Anſicht und glaube, daß die 
Entſcheidung dem Richter überlaſſen werden müſſe. 

Abg. v. Beughem für den Commiſſions⸗Antrag; Die formellen Gründe 
des Abg. Oſterrath ſeien nicht maßgebend, denn es ſei häufig vorgekommen, 
daß die Commiſſion an einzelne Petitionen weitergehende principielle Ans 
träge geknüpft habe. Auch die Competenz der Kammer ſei lange entſchie⸗ 
den; es handle ſich hier um die Ausführung des Art. 18 der Verfaſſung. 
Die Sache ſelbſt anlangend, fo liege ſchon ein wiederholtes Votum des 
Hauſes vor. Völlig klar ſei es, daß bei Kirchen, welche kein Patronat haben, 
den Gemeinden das Wahlrecht zuſtehe. Der Staat habe zwar das Recht 
der Beſtätigung, aber er habe nicht das Recht, einen Pfarrer gegen den 
Willen der Gemeinde anzuſtellen. Es ſei nun behauptet worden, daß der 
Art. 18 nur auf die katboliſche Kirche Anwendung finden kann; davon ſtehe 
in demſelben nicht ein Wort. Wenn man auf ſolche Weiſe die Verfaſſung 
interpretire, ſo werde man ſchließlich ſämmtliche Paragraphen derſelben weg⸗ 
interpretiren. 10 vor dem Recht, Achtung vor der ee 
nur darauf kann der Staat beruhen; wenn aber ſolche Dinge vorgehen, ſo 
werde der Boden, worauf wir ſtehen, vollſtändig verrückt. Das Ende von 
ſolchen Maßregeln werde ſein, daß die ganze Gemeinde aus der evangeliſchen 
Landeskirche austreten werde. (Sehr richtig.) Ein aufgedrungener Geiſt⸗ 
licher könne on mit Erfolg wirken. Er bitte um einſtimmige An. 
nahme des Commiſſions⸗Antrages, damit die verſchiedene Rechtsanſicht des 
Miniſteriums und dieſes Hauſes klar hervortrete. (Bravo.) 

Enitusminifter v. Mühler: Was die Oberholzklauer Angelegenheit bes 
treffe, ſo hätte ſich der Abg. v. Beughem aus —.— früheren Ausführungen 
erinnern können, daß er die Geltung des Art, 18 der Verf. niemals in 

rage geſtellt habe. Nur die Anwendung dieſes Artikels werde von der 

egierung anders aufgefaßt, als von den Petenten. Dieſe Frage gehöre 
ganz und gar der 1 Richters an, auf dieſe verweiſe er als 
auf den allein richtigen Weg. Das, was der Abg. v. Beughem über die Ge⸗ 
meinde ſelber gejagt habe, ſei thatfächlich nicht richtig. Es ſei nicht die ganze 
8 ſondern nur ein kleiner Theil derſelben zur freien Gemeinde 
e N 


Abg. Schulz (Herford): Durch das Verfahren des Conſiſtoriums ſei der 
$ 339 des Allg. Ne Th. II. Tit. 11 verletzt, nach egen * Ge⸗ 
meinde keine Perſon aufgedrängt werden dürfe, gegen welche ſich eine abſo⸗ 
lute Majorität von % der Mitglieder erklärt habe. — Gegen die Perſon 


Dinstag, den 10. März 1863. 


des a Lemke wolle er nichts ſagen, da er ihn nicht kenne, er beklage 


aber die Stellung eines Geiſtlichen, der in dieſer Weiſe unter dem Wider⸗ 
willen der Gemeinde eingeſetzt werde, 

Abg. Wachler: Er wolle nur thatſächlich anführen, daß eine wiederholte 
Beſchwerde der Gemeinde Oberholzllau zurückgewieſen worden ſei. Er ſtimme 
darin mit dem Miniſter überein, daß bei der vorliegenden Frage das Beſte 
der Rechtsweg ſei. Dann dürfe aber die Regierung die Beſchreitung deſſel⸗ 
ben nicht unmöglich machen. Dies ſei in Oberholzklau geſchehen. Man habe 
dort gegen den Willen der Gemeinde die Umzugskoſten für den oktroyirten 
Pfarrer aus der Gemeindekaſſe genommen und als die Gemeinde klagen 
wollte, erwidert, das ginge nicht ohne Genehmigung des Pfarrers. (Große 
Heiterkeit und Hört!) , BE. 

Abg. Krause (Magdeburg): Die Angelegenbeit ſei keine innere Angeles 
genheit der Kirche, ſondern Angelegenheit des Staates. Allerdings müßten 
in gewiſſen Fällen die kirchlichen Behörden einſchreiten, aber doch immer 
nur innerhalb der geſetzlichen Schranken. Bevor die Verfaſſung die Selbſt⸗ 
ſtändigkeit der Kirche garantirt habe, habe man den Gemeinden viel mehr 
Selbſtändigkeit gelaſſen, als jetzt. Jetzt, wo die Selbſtſtändigkeit geſetzlich ga⸗ 
rantirt ſei, würden die Gemeinden bei der Beſetzung von Pfarrſtellen, bei 
der Einführung von Geſangbüchern und Liturgien gar nicht mehr gefragt. 
— Wenn der Miniſter die Geltung des Art. 18 anerkenne und die Sache 
nur zu einer Interpretationsfrage mache, ſo ſei dies entſprechend der ganzen 
Stellung der Staatsregierung, welche uns in das Stadium der Auslegung 
von Geſetzen gebracht hat, nach welcher die Geſetze gerade den umgekehrten 
Sinn erhalten, als den, welchen fie in der That haben. (Bravo !). 

Abg. v. Beughem: We f 
habe, ſo ſei es bei der vorliegenden Frage Sache der Regierung geweſen, 
den Rechtsweg zu beſchreiten, nicht aber der Gemeinde. Kultusminiſter 
v. Mühler lieſt die Worte der Cabinetsordre vom 25. Septbr. 1836 vor, 
nach welcher: „denjenigen Gemeinden, welche vor der Fremdherrſchaft ſich 
nicht im unbeſtrittenen Beſitze des Wahlrechts befunden hätten, durch die 
Kirchenordnung dies Recht nicht verliehen ſei.“ Alſo nicht alle Gemeinden 
hätten das unbeſchränkte Wahlrecht. Er proteſtire gegen die Inſinuation, 
als ob die Regirrung die Artikel der Verfaſſung nach Willkür auslege. Din 
Art. 18 der Verfaſſung lege er nicht ſo aus, als ob derſelbe ſich nur auf 
die katholiſche Kirche bezöge. Abg. v. Beughem: Er bemerke thatſächlich, 
daß der Regierungs⸗Commiſſar in der vorigen Seſſion die Wirkung des 
Art. 18 auf die katholiſche Kirche beſchränkt habe. 

Cultusminiſter v. Mühler: Er habe nur gejagt, daß er jene Auffaſ⸗ 
ſung nicht ausgeſprochen habe. 2 

Abg. v. Beughem: Er habe geglaubt, daß die Regierungscommiſſare nur 
die Anfihten der Miniſter gacprächen. — Auf welche Weiſe ſolle denn 
übri 77 1 beſchritten werden, wenn die Regierung dies un⸗ 
möglich mache 

Tultusminifter v. Mühler: Wenn die Gemeinde die Klage auf das Ob⸗ 
jekt des Rechts richte, darauf, daß ihre Anſicht für die richtige erklärt werden 
möge, daß ſie das unbeſchräntte Wahlrecht habe und ihr kein Pfarrer wider 
ihren Willen aufgedrungen werden dürfe, dann werde man ihr bei Beſchrei⸗ 
tung des Rechtswegs keine Schwierigkeiten machen und die Regierung werde 
ſich dem Ausſpruch der Gerichte fügen. 

bg. Krauſe (Magdeburg): Seinen Ausführungen gegenüber wegen des 
Unterſchieds zwiſchen früher und jetzt berufe ſich der Miniſter auf die Cabi⸗ 
nets⸗Ordre vom 25. September 1836. Gerade in jener Zeit ſei eine reactionäre 
Strömung eingetreten. i e 

Abg. v. Beughem: Woher ſollten denn die Gemeinden die Activ⸗Legiti⸗ 
mation zu einer Klage gegen den Landesherrn nehmen? ; 

Cultusminiſter v. Mühler: 1845 feien die Conſiſtorjen beauftragt 
worden, den Landesherrn zu vertreten. Gegen ſie ſei aljo die Klage zu richten. 

Referent Richter: Er erinnere daran, daß es ſich hier nicht um die Ge⸗ 
meinde Oberholzklau, ſondern um eine andere Gemeinde handle. Er freue 
ſich darüber, daß ſelbſt der Abg. Oſterrath das Verfahren der Regierung 
mißbillige. —, Wenn derſelbe dagegen tadele, daß die Commiſſion ihre Auf⸗ 
Babe die vorliegende Petition zu berathen, überſchritten habe, ſo habe dies 
elbe mit gutem Grunde die ER Frage in das Bereich ihrer Exwä⸗ 
gung gezogen, mit demſelben Rechte, wie dies die gegenwärtige Debatte 
thue. Wenn der Miniſter auf den Rechtsweg verweiſe, ſo frage er, wenn 
die Presbyter der Gemeinde Kirchlengern ſchon deshalb einen derben Ver⸗ 
weis erhalten, weil fie ſich in einer Immediat⸗Eingabe den Namen, Press 
byterium beilegen, wie es ihnen ohne dieſen Namen möglich ſein ſolle, den 
Rechtsweg zu betreten. — Wenn der Miniſter die Cabinetsordre von 1836 
anführe, ſo erkläre er, daß dieſe durch Art. 18 der Verfaſſung aufgehoben 
ſei. (Bravo!) Der Miniſter habe diesmal es nicht für nöthig gehalten, die 
Anſichten der Regierung auseinander zu ſetzen, er habe auf ſeine früheren 
Ausführungen verwieſen. Er müſſe alſo auf dieſe zurückgehen. 

In der vorigen Seſſion habe der Miniſter zunächſt erklärt, zur Inter⸗ 
pretation des Art. 18 der Verfaſſung gehörten, wie zur Interpretation jedes 
Verfaſſungsaxtikels, 3 Factoren. Das ſei die bekannte Theorie, nach der 
das Miniſterium die Artikel der Verfaſſung außer Kraft ſetze und die Bes 
ſchlaſſe dieſes Hauſes null und nichtig mache (hört). Er habe ferner erklärt, 
das katholiſche jus episcopale ſei nach der Reformation auf den evangeliſchen 
Landesherrn übergegangen, und daraus leite er den Rechtstitel her für feine 
Nr der Per agg Aber dieſer Rechtstitel ſei nur eine Fiction. 

urch die Reformation ſei das biſchöfliche Recht als ſolches aufgehoben und 
auf das Maß des pfarramtlichen Rechts zurückgeführt. Wenn die Regierung 
eine andere Anſicht geltend mache, fo fei dies ein Abfall von den Grund⸗ 
ſätzen der Reformation (lautes Bravo). Er wiederhole, daß die Verfaſſung 
jene Cabinetsordre von 1836 gene habe. Wenn man fortwährend 
gegen die klarſten Artikel der Verfaſſung frühere Cabinetsordres ins Gefecht 
führe, dann etablire man jene Cabinetsregierung, welche der Abg. Gneiſt jo 
treffend charakteriſirt habe. Leider ſtehe unſer Cultusminiſterium nicht mehr 
an der Spitze der Cultur (Bravo); früher ſei daſſelbe einen, ja mehrere 
Schritte dem Volke vorausgeweſen, da habe es den Willen gehabt, das Volk 
zu erleuchten. Gegenwärtig ſei dies umgekehrt. „Darum und da wir nun 
und nimmer anerkennen, daß jenes biſchöfliche Recht des Landesherrn Be⸗ 
fue unſerer Verfaſſung beſeitigen könne, jo bitte ich Sie, kreten Sie 
der Reſolution bei, die Ihre Commiſſion beantragt, damit jene Gemeinden 
das Vertrauen behalten, daß ſie noch zu ihrem Recht kommen werden, und 
damit ſie ſich nicht zu ſolchen Exceſſen verleiten laſſen, wie ſie hier ange⸗ 
führt find.” (Lebhafter Beifall.) A 

In der folgenden Petition richtet eine große Zabl von Mitgliedern der. 
Kirchengemeinde Mertſchütz, Mohl und Dittersdorf (Reg.⸗Bezirk Liegnitz) an 
das Haus der Abgeordncten die Bitte: „ſich für die umfaſſendſte Beibetal⸗ 
jung des neuen breslauer Geſangbuches bei den gottesdienſtlichen Ver⸗ 
ſammlungen und dem Confirmations⸗Unterrichte verwenden zu wollen.“ Die 
Commifſion beantragt Uebergang zur Tagesordnung, weil die Petenten bis⸗ 
her unterlaſſen haben, ihre Beſchwerde der Staatsregierung vorzutragen. 
Abg. Gringmuth: Wenn er das Wort ergreife, geſchehe es nur um 
die Verwahrungen des Reg.⸗Commiſſars, daß das Abgeordnetenhaus in 
Glaubensſachen incompetent ſei, theils beis, theils entgegen zutreten. Wenn es 
ſich um Glaubensſachen handle, ji er gewiß der Letzte, der dem Abgeordne⸗ 
tenhauſe die Berechtigung, ein Wort mitzuſprechen, zugeſtehen wolle. Es 
handle ſich aber um Ausübung eines beſtehenden Rechtes der Gemeinde, und 
die Selbſiſtändigkeit der Kirche könne doch nicht dahin verſtanden werden, 
daß fie die Beaufſichtigung amtlicher Behörden ausſchlöſſe, auf die Beob⸗ 
achtung der beſtehenden Geſetze und Rechte zu achten. Daher erkenne er 
bier die Competenz des Hauſes an. — Das Geſangbuch ſelbſt leide an Man⸗ 
geln des Zeitgeiſtes feiner Abfaſſung, einer ganz unnöthigen Ratlonaliſtrung. 
Daher könne er dem Verlangen des Geiſtlichen, es abzuſchaffen, nur beiſtim⸗ 
men. Dagegen müſſe er fein eingeſchlagenes Verfahren als eine Unvorſich⸗ 
tigkeit anſehen, die den Zwieſpalt in die Gemeinde gebracht habe, weil er 
nicht vorher mit der Gemeinde ſich in Einverſtändniß geſetzt habe. Der ſei 
aber einmal da, und der Beſcheid der kirchlichen Behörden ſei rückſichtsvoll 
für die beſtehenden Zuſtände in dieſer Gemeinde. 

Abg. Aßmann: Er hege die Hoffnung, daß den Petenten auch obne 
Ueberweiſung der Petition werde geholfen werden. Er lege auch dieſe An⸗ 
gelegenheit dem Hrn, Miniſter recht dringend an s Herz. Es ſei bedenklich, 
den Gemeinden das zu rauben, was ihnen gewiſſermaßen von den Kr 
ren überkommen ſei. Von dem Augenblicke an, wo der Paſtor die Abſicht 
erklärte, das Geſangbuch abſchaffen zu wollen, habe der Unfrieden in der 


Wenn der Miniſter auf den Rechtsweg verwieſen 


Wachsmuth beantragt Uebergang zur einfachen 


Gemeinde begonnen; die Gemeinde erklärte ſich faſt einftimmig dagegen. Es 
ſei eine conſervative Erſcheinung, daß der Menſch an denjenigen Dingen 
feſthalte, welche Mittel zu ſeiner und ſeiner Eltern Erbauung geweſen ſeien, 
und dies ſei hier das Geſangbuch. Die Gemeinde halte die Abſchaffung 
deſſelben für einen unberechtigten Eingriff in ihr religiöfes Leben. Das 
kirchliche Leben der Gemeinde laufe bei einer Fortdauer des Conflictes Gefahr, 
und hege er die Hoffnung, daß der Cultusminiſter auch ohne Beſchluß des 
Hauſes die Angelegenheit zu Gunſten der Gemeinde erledigen werde. — Abg. 
Schulze (Berlin): Er hege die Hoffnung nicht. Denn wenn er frage, welche 
Folgen denn der frühere Beſchluß des Hauſes in einer gleichen Angelegen⸗ 
heit a: delitzſch'er) gehabt, fo laute die Antwort nur: Gar keine. 

ach der Anſicht jener Herren (am Miniſtertiſch) ſei kirchliches Leben 
eben nur das, was er kirchlichen Tod nennen müſſe, nach ihrer Anſicht ber 
ſtehe kirchlicher Frieden nur in der unbedingten Rechtlosmachung der Ge⸗ 
meinden. Dum solitudinem faciunt, pacem appellant. Nicht eher würden 


Er evangeliſchen Gemeinden Recht erhalten, nicht eher der kirchliche Conflict 


ch löſen, als bis der politiſche Conflict feine Löſung erhalten habe, denn 
beide ſeien in ihrem Weſen Eins. Wer ſelbſtſtändig denke, ſei kein Bürger 
des Staates der Zukunft, wie Oberkirchenrath und Conſiſtorien ſich ihn zu⸗ 


rechtlegen. Deshalb erwarte er von einem Beſchluſſe des Hauſes keinen 


olg. 

Die Discuſſion wird geſchloſſen; der Commiffionss Antrag angenom⸗ 
men. — Eine Petition des Fleiſchermeiſters Krellwitz zu Groß⸗Gemmers⸗ 
leben, die Gaſt⸗ und Schankwirthſchafts⸗Conceſſion betreffend, liegt dem 
Haufe zum viertenmale vor. Die Commiſſion beantragt Berückſichtigung 
der Beſchwerde. Abg. Wachler Uebergang zur Tages⸗Ordnung. 

Abg. Schneider (Wanzleben) befürwortet die Petition, indem er die 
Gründe der Coneeſſionsentziehung nicht für gerechtfertigt hält. Die Tages: 
Ordnung wird angenommen. — 99 Wahlmänner und Urwähler der 
Stadt Schirwindt ꝛc. machen auf die Gemeingefährlichkeit des „Preuß. Volks⸗ 
freupdes“ aufmerkſam und beantragen: die Staatsregierung zu veranlafjen, 
auf dieſes Blatt ein wachſames Auge zu haben. Die Commiſſion ſchlägt 
Uebergang zur Tages⸗Ordnung vor in der Erwägung, daß es weder der 
Würde, noch der Stellung des Hauſes der Abgeordneten angemeſſen er⸗ 


ſcheine, die Initiative zur ſtrafrechtlichen Rüge von Schmähungen zu ergrei⸗ 


fen, welche in öffentlichen Blättern gegen daſſelbe ausgeſtoßen werden. Abg. 
Ä Tages- Ordnung. Der 
Berichterſtatter Abg. Baſſenge (Lauban) rechtfertigt den Commiſſions⸗An⸗ 
trag. Er weiſt darauf hin, welchen Ton häufig die Staatsregierung gegen 
das Haus anſchlage, und wie es da nicht wunderbar ſei, wenn die ale 
Parteiblätter in dieſen Ton einſtimmten und über denſelben hinausgingen. 
Um gegen ein ſolches Verfahren einzuſchreiten, dazu ſtehe das Haus im 
Lande zu befeſtigt da. Die Commiſſion halte es aber für nothwendig, die 
Gründe im Beſchluſſe anzugeben. — Von mehreren Seiten iſt ein Antrag 
auf Schluß der Discuffion eingegangen; derſelbe wird faſt einſtimmig ange: 
nommen und mit derſelben Einſtimmigkeit auch die einfache Tagesordnung. 
Ein Antrag auf Vertagung wird hierauf angenommen. Naächſte Sitzung 
Mittwoch 10 Uhr. Tagesordnung: Petitions⸗ und Budgetberichte. Schluß 
der Sitzung 3% Uhr. £ 
[Die Militär: Commiffion] hält wahrſcheinlich erſt am Donnerſtag 
Sitzung; die Vorberathung der einzubringenden Amendements ſeitens der 
Vertreter der beiden großen liberalen Fractionen iſt noch nicht zu Ende 


geführt. 

Berlin, 9. März. [Amtliches.] Se. Majeſit der König ha⸗ 
ben allergnädigſt geruht: Dem General⸗Lieutenant von Steinmetz, 
kommandirenden General des 2. Armee⸗Corps, den königlichen Kronen⸗ 
Orden erſter Klaſſe zu verleihen; und den Wirklichen Geheimen Ober: 
Finanzrath von Koenen zum Mitgliede des Gerichtshofes zur Ent⸗ 
ſcheidung der Kompetenz⸗Konflikte zu ernennen; ſowie den feitherigen 
Beigeordneten der Stadt Inſterburg, Apotheker Bugiſch, der von der 
dortigen Stadtverordneten-Verſammlung getroffenen Wiederwahl ge⸗ 
mäß, als Beigeordneten für eine fernerweite ſechsjährige Amtsdauer 
zu beſtätigen. 

Der Rechtsanwalt und Notar Küſter zu Rummelsburg iſt vom 1. April 
dieſes Jahres ab in gleicher gi enſchaft an das Kreisgericht in Heiligenſtadt 
verſetzt worden. Der Notar Bieler in Opladen iſt vom 1. April d. Jahres 
ab in den Friedensgerichts⸗Bezirk Crefeld, im Landgerichts⸗Bezirke Düſſeldorf, 
mit 0 ſeines Wohnſißes in Erefeld, verſetzt worden. (St.⸗A.) 

Berlin, 9. März. [Se. Maj. der König! empfingen geſtern 
den General⸗Feldmarſchall Freiherrn v. Wrangel, den Haus⸗Miniſter 
Freiherrn v. Schleinitz mit dem Juſtiz⸗Miniſter Graf zur Lippe und 
den Wirklichen Geheimen Ober⸗Finanz⸗Rath v. Obſtfelder, dann den 
Kriegs⸗Miniſter mit dem General⸗Lieutenant und General⸗Adjutant 
Freiherrn v. Manteuffel, und ertheilten dem Oberſten a. D. v. Fal⸗ 
kenhauſen eine Audienz. 

Heute nahmen Se. Majeſtät den Vortrag des Civil⸗Cabinets ent⸗ 


gegen und empfingen die militäriſchen Meldungen in Gegenwart des 


Commandanten. Später empfingen Seine Majeftät den General 
v. Schack, den Wirklichen Geheimen Rath v. Olfers und den Miniſter 
des Innern. 

[Die Nachrichten von JJ. kk. HH. dem Kronprinzen 
und der Kronprinzeſſinj lauten fortwährend ſehr erfreulich. — 
Morgen giebt auf Veranlaſſung der in dieſen Tagen ftattfindenden Ver⸗ 
mählung Sr. k. Hoh. des Prinzen von Wales der biefige großbritan⸗ 
niſche Botſchafter ein großes Diner, dem beide Majeſtäten zu Ehren 
dieſer Hochzeitsfeier beizuwohnen zugeſagt haben. (St.⸗Anz.) 

[Die Convention mit Rußland.] Der „K. 3.“ wird aus 
Berlin vom 7. geſchrieben: Zur Aufklärung über die zahlreichen Wi⸗ 
derſprüche in Sachen der Convention mit Rußland, die namentlich in 
den officiöſen Angaben hervortreten, iſt nicht zu überſehen, daß nach 
allen glaubwürdigen Nachrichten die urſprüngliche Convention erſtens 
eine eventuelle Intervention und zweitens beſtimmte Verabredungen 
zum Schutze der Grenzen enthalten hatte. Nicht nur officiöſe Ja⸗ 
discretionen hatten das zugegeben, auch die auswärtigen Regierun⸗ 
gen waren in dieſem Sinne officiell informirt worden. Die Inter⸗ 
vention hat man der Haltung der Weſtmächte gegenüber fallen 
laſſen. Dies ſoll aber nicht geſagt fein. Der Rückzug darf jegt nicht 
eingeſtanden werden, obgleich ſelbſt ein Communiqué in dem „Frank⸗ 
furter Journal“ und eine Notiz der „Kreuzzeitung“ vor einigen Tagen 
aufrichtiger geweſen waren und eine Aenderung der Convention ſehr 
deutlich angekündigt hatten. Jetzt wird das Aufgeben eines Theiles 
der urſprünglichen Convention in Abrede geſtellt und zur Deckung 
des Rückzuges gemeldet, die Convention ſei dieſelbe geblieben und 
die Convention werde ausgeführt. Aber ſie wird wohl gemerkt nur 
in dem Theile ausgeführt, der ſtehen geblieben iſt. Dies iſt, aller 
officiöfen Wendungen entkleidet, das wahre Sachverhältniß. In Pa⸗ 
ris und London iſt man darüber orientirt und die Weſtmächte wer⸗ 
den nöthigenfalls fortfahren, auf die europäſſche Seite der Frage 
und die Nothwendigkeit der Nicht- Intervention mit dem Aus⸗ 
drucke der Zuverſicht, daß dieſe gewahrt bleiben werde, hinzuweiſen. 
An die Gefahr, daß der europäiſche Friede geſtoͤrt werde, hatten die 
engliſchen Miniſter eine Zeit lang geglaubt, die Interpellation Ellen⸗ 
boroughs war ihnen willkommen, damit die urſprüngliche Convention 
neutralifirt werde. Die Mächte beobachten noch immer wachſam den 
Gang der Dinge, zumal eine ſtrenge Neutralitat an der Grenze aller⸗ 
dings noch nicht hergeſtellt ſcheint. Aber die Gefahr einer Interven⸗ 
tion und in Folge deſſen einer tiefgreifenden Verwicklung gilt für jetzt 
in die Ferne gerückt. 

Wir zweifeln nicht — ſetzt die „K. Z.“ hinzu — daß unſer Herr 
Correſpondent ſeine Informationen mit gewohnter Sorgfalt eingezogen. 
Doch könnte man über die polniſche Frage, ſo weit Preußen dabei in 
Betracht kommt, nur dann beruhigt ſein, wenn Preußen wirklich blos 
denjenigen Theil der Convention ausführte, der ſich auf den Schutz 
der preußiſchen Grenze bezieht. Aber dazu bedürfte es gar keiner Con⸗ 
vention. Oeſterreich, das beim polniſchen Aufſtande weit näher bethei- 
ligt iſt, hat keine Condention abgeſchloſſen und fein Heer um 40,000 
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Mann verringert, während Preußen die übertriebene Friedensſtärke ſeines 
Heeres durch die Einziehung der Reſerven bei vier Armee⸗Corps ver⸗ 
ſtärkt hat. Alle zum Schutze der Grenze nöthigen Maßregeln kann 
Preußen ganz auf eigene Hand treffen. 

[Oeſterreich und die Convention.] Der „Staatsanzeiger“ 
ſchreibt: Die wiener „Preſſe“ enthält in ihrer Nr. 63 vom 5. März 
einen Artikel über das Verhalten Oeſterreichs zur ruſſiſch⸗preußiſchen 
Convention, der in zahlreiche hieſige und auswärtige Blätter überge⸗ 
gangen iſt. Die Angaben dieſes Artikels, welche ſich auf die Stellung 
Preußens in der fraglichen Angelegenheit beziehen und davon ausgehen, 
daß Preußen in Wien angefragt habe, ob Oeſteerreich der ſogenann⸗ 
ten Convention beitreten wolle, gehören in das Gebiet tendenziöſer 
Erfindungen. Es gilt dieſes, wie wir ausdrücklich hervorheben wollen, 
namentlich auch von der eben erwähnten angeblichen preußiſchen Anfrage 
in Wien und der darauf erfolgt ſein ſollenden Antwort, ſo wie von 
der Notiz, daß, nachdem die Weſtmächte in Berlin zunächſt beſondere 
mündliche Erklärungen in Betreff des ruſſiſch⸗preußiſchen Abkommens 
abgegeben hätten, dieſen in den letzten Tagen durch ſchriftliche Noten 
ein präcifer Ausdruck gegeben worden ſei. 

Darauf bringt der „Staatsanz.“ wieder Mittheilungen aus, wie 
er ſagt, „amtlichen“ Quellen über die kriegeriſchen Vorgänge in Polen 
vom 26 Febr. bis 6. März, aus denen wir jedoch etwas Neues nicht 
erfahren. Die „amtlichen“ Quellen ſcheinen einfach ruſſiſche zu fein. 

[Mieroslawski.] Wie der „Kreuzzeitung“ aus Dresden gemel⸗ 
det wird, hat v. Mieroslawski dieſe Stadt neulich paſſirt, und iſt nach 
dem Weſten weiter gereiſt. Er hält den jetzigen Aufſtand alſo entwe⸗ 
der für zukunftslos, oder er hat ſich mit den anderen Anführern nicht 
einigen können. Bekanntlich klagte er ſehr bald nach ſeinem Eintreffen 
in Polen, daß ihm die Sachlage falſch dargeſtellt ſei, indem die In⸗ 
ſurgenten viel weniger Mittel beſäßen, als man ihm berichtet habe. 

[Zur Militär⸗Convention] wird der „Rh. 3.“ geſchrieben: 
Nach dem jüngſten „Arrangement“ zwiſchen dem preußiſchen und dem 
ruſſiſchen Cabinet ſollen Truppen von der einen Seite nur auf Re⸗ 
quiſition von der anderen Seite die Grenze überſchreiten. Den preuß. 
Militärbefehlshabern in den Grenzkreiſen iſt jetzt die ſehr gemeſſene 
Weiſung zugegangen, ruſſiſche Truppen unter keinen Umſtänden 
zu requiriren. 

Stettin, 9. März. [Antwort des Miniſterpräſidenten.] 
Auf die Eingabe der Vorſteher der Kaufmannſchaft an den Herrn 
Miniſterpräſidenten iſt bereits folgende Antwort erfolgt: 

Berlin, den 7. März 1863. 

Mit lebhaftem Intereſſe habe ich aus der erneuten Eingabe vom 6. e. die 
Anſichten der Herren Vorſteher der Kaufmannſchaft über die Lage unſerer 
auswärtigen Politik entnommen. Wenn ich es mir auch verſagen muß, 
dieſen Gegenſtand auf dem Wege fortgeſetzter Correſpondenz mit den Herren 
Vorſtehern einer eingehenden Erörterung zu unterziehen, ſo ergreife ich doch 
gern dieſe Gelegenheit zu der wiederholten Verſicherung, daß der befriedi⸗ 
gende Zuſtand unſerer Beziehungen zu allen auswärtigen Mächten keinen 
Anlaß zu der von Ihnen ausgeſprochenen Befürchtung weiterer Verwicklung 
darbietet. Es dürfte, meines Erachtens, im wohlverſtandenen Intereſſe des 
Handelsſtandes liegen, wenn die Herren Vorſteber der Kaufmannſchaft jedem 
Verſuche zur Erregung und Verbreitung grundloſer Beunruhigungen der Art 
entgegentreten wollten. 

Im Uebrigen wollen Dieſelben ſich überzeugt hallen, daß der Inhalt 
Ihres Schreibens feiner ſachlichen Bedeutung entſprechend von der königl. 
Regierung gewürdigt werden wird. v. Bismarck. 

An die Vorſteher der Kauſmannſchaft in Stettin. 

Hagen, 6. März. (Die Militärkonvention und der 
preußiſche Handel.] Nicht nur, daß nach den Klagen dortiger 
Handelskammer⸗Berichte die preußiſch⸗ruſſiſche Convention den Handel 
der betreffenden Grenzprovinzen aufs Aeußerſte gefährdet, — nach einer 
uns in dieſen Tagen vorgekommenen Thatſache ſcheint es auf deſſen gänz: 
liche Vernichtung abgeſehen zu ſein. Eine Sendung, die wir in dieſen 
Tagen nach Myslowitz, einer ſchleſiſchen Grenzſtadt, machen wollten, 
wurde ſeitens der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahn mit der Bemerkung 
zurückgewieſen, daß fie Befehl habe, keine Sendungen nach dieſen Sei⸗ 
ten hin mehr anzunehmen. Wir erwähnen ausdrücklich, daß es ſich 
dabei nicht etwa um Waffen oder Kriegsbedarf, ſondern um für den 
gewöhnlichen Conſum beſtimmte Gegenſtände und Fortſetzung einer 
längſt beſtehenden Geſchäfts⸗Verbindung handelte. (K. 3. 


Deutſchlan d. 

Kaſſel, 6. März. [Der im Weſentlichen angenommene 
Antrag des Finanzausſchuſſes in der berüchtigten Leih⸗ 
bank⸗ Angelegenheit] hat vielfach Unzufriedenheit erregt, kann 
aber bei unbefangener Beurtheilung der Sachverhältniſſe nur gebilligt 
werden. Alle Juriſten ſtimmen darin überein, daß ein Rechtsanſpruch 
der Gläubiger gegen den Staat nicht beſteht. Was geſchieht, kann 
nur aus dem Geſichtspunkte der Billigkeit betrachtet werden. Es ver⸗ 
dient alſo gewiß alle Anerkennung, wenn die Stände Denjenigen, welche 
ihr Geld baar hingeliehen haben und darüber Urkunden befitzen, 80% 
ihrer Forderung zahlen laſſen wollen. Eine Ausdehnung auf die Be⸗ 
figer von Kaſſenſcheinen würde aber geradezu Tadel verdienen, da ſich 
gar nicht ermitteln laßt, wie viel die Inhaber dafür gegeben haben 
und welche ſonſtige Verhältniſſe dabei in Betracht kommen, da jene 
Scheine vielfach der Gegenſtand einer Spekulation geweſen ſind. Die 
weitergehende Bereitwilligkeit der Regierung rührt noch aus der Zeit 
ber, wo man die Sache im Jatereſſe der Verfaſſungsfrage aus⸗ 
beutete. — Der Kurfürft ift noch abweſend; er ſoll neuerdings wieder 
ſehr unwillfährig fein. Das Mißtrauen gegen Herrn Abée nimmt 
eher zu als ab. Das Hinhalten der Gemeindeordnungs angelegenheit 
macht viel böſes Blut. (Volksztg.) 

Itzehoe, 6. März. [Nach Vorleſung des Ausſchuß⸗Berichts 
über die Blome'ſche Propofition] nimmt der königliche Commiſſar 
das Wort. Er wolle nur gegen die Behauptung, daß die Errichtung der 
holſteiniſchen Regierung verfaſſungswivrig geſchehen ſei, Widerſpruch einle⸗ 
gen. Es babe einer ſtändiſchen Zuſtimmung im Allgemeinen nicht bedurft, 
das Ober Appellations⸗Gericht gehöre nach der Inſtruction nicht zu den der 
Regierung untergeordneten Behörden, und was bezüglich des Obergerichts 
und des Recurſes in Verwaltungsangelegenheiten der Städte verfügt ſei, 
enthalte keine Verletzung der Geſetze. Der Präſident: der Ausſchuß hat ſich 
an mich mit der Frage gewandt, ob das von ihm entworfene Schreiben an 
die Bundesverſammlung meine 8 finde; ich habe darauf geant⸗ 
wortet, daß mir der Inhalt deſſelben durchaus ſachgemäß und gerechtfertigt 
erſcheine, und daß ich bereit fei, daſſelbe event. an die Bundesverſammlung 
abgehen zu laſſen. Ich muß mich daher auch über die Ausſtellungen ertlä- 
ren, die der Herr Commiſſar ſo eben in Bezug auf die Frage, ob die Er⸗ 
richtung der holſteiniſchen Regierung verfaſſungsmäßig geſchehen, gemacht 
hat. — Der Präſident weiſt dann erſchöpfend nach, daß die Interpretation 
des königlichen Commiſſars, wonach das Ober⸗Appellationsgericht nach dem 
Inhalt der Inſtruction nicht der Regierung unterſtellt ſei, „die bereits früher 
in einem ſcheinbar offizibſen Artikel einer daͤniſchen Zeitung zu leſen war“ 
— durchaus hinfällig ſei. Ebenſo ſeien die Geſetze verleetzt durch die Be⸗ 
ſtimmungen in Betreff der Stellung des Obergerichts und des Recurſes in 
Verwaltungsangelegenheiten der Städte. Das Geſetz von 1834 ſpreche das 
Prinzip der Trennung der Juſtiz von der Adminiſtration aus. Dieſes 
Prinzip ſei allerdings in neuerer Zeit durch die beekannten verfaſſungswi⸗ 
drigen Verfügungen von 1856 verletzt; die Inſtruction für die Regierung 
ſei aus derſelben Schule hervorgegangen; nur könne man im Zweifel ſein, 
ob der Miniſter den Schüler übertroffen, oder dieſer jenen. Die Beſugniß 
er Landesherrſchaft, ſich Organe für ihre Befugniſſe zu bilden, reicht nur 
5 weit, als nicht anderweitige Geſetze in dieſer Beziehung beſtehen. Denn 
was mit ſtändiſcher Zuſtimmung beſchloſſen worden, kann nicht ohne ſtän⸗ 
diſche Zuſtimmung außer Kraft geſetzt werden. — Der königliche Commiſſar 
beruft ſich darauf auf ein Miniſterialreſeript, das nicht publizirt ſei, durch 
welches das Ober⸗Appellatjonsgericht von den Behörden, die der Regierung 


unterſtellt ſeien, ausgenommen werde. Der Präſident: Ein Minifterlalre- 
ſeript kann ein Patent, das von Sr. Maj dem Könige unterzeichnet iſt, 
nicht abändern. — Der Commiſſar: Das Miniſterialreſeript ſei bloß eine 
Interpretation des Patents. — Der Präſident: Die Interpretationskunſt 
darf nicht ſo weit gehen, den Worten einen entgegengeſetzten Sinn beizule⸗ 
gen. — Da Niemand weiter das Wort verlangt, wird die Vorberathung 
geſchloſſen. (N. 3.) 
Oeſterreich. 

[Neuer Irrthum Binde’) Die „Wiener Ztg.“ ſchreibt: 
„Hr. v. Vincke iſt in der Kammer für die Bewilligung des Diſpoſt⸗ 
tions⸗Fonds für allgemeine politiſche Zwecke im Betrage von 31,000 
Thalern aufgetreten. Er fand dieſe Summe, auf welcher die ganze 
Vertretung Preußens in der Preſſe des Auslandes beruhe, überaus 
gering und hielt der entſchiedenen Abneigung des Hauſes als ſchlagend⸗ 
ſtes Argument die Verſicherung entgegen, daß man in Oeſterreich dazu 
über 400,000 Thlr. verwende. Auch nicht einer der geehrten Abge⸗ 
ordneten hat ſich fo weit mit den Budget⸗Verhandlungen des öͤſterrei · 
chiſchen Reichs rathes beſchäftigt, daß er Hrn. v. Vincke ſofort als das 
Opfer einer Myſtification bezeichnen konnte.“ 


Fraukrei ch. 

Paris, 5. März. [Die Wahlen. — Fould.] Die liberale 
Partei läßt ſich glücklicher Weiſe durch die polniſche Frage nicht ganz 
von der Sorge für das Nächſtliegende ablenken. Geſtern hatte ſich 
beim Prinzen von Broglie eine zahlreiche Verſammlung der Notabili⸗ 
täten der orleaniſtiſchen Partei vereinigt, die ſich über die bei den Wah⸗ 
len einzunehmende Haltung und über die eventuell aufzuſtellenden Can⸗ 
didaten zu verſtändigen ſuchte. Guizot und Dufaure ſtimmten mit 
Entſchiedenheit für Nichtbetheiligung, Thiers und Changarnier meinten 
aber, daß man lange genug und doch gänzlich ohne Erfolg unthätig 
geweſen. Der letzteren Anſicht neigte ſich die Mehrheit der Anweſen⸗ 
den zu, und man ſtellte ſogar Dufaure definitiv als Candidaten auf. 
Nur blieb dieſer trotzdem bei feiner früheren Meinung. — Der Urlaub 
des Herrn Fould iſt weſentlich politiſcher Natur; der Finanzminiſter 
bleibt bei feiner Weigerung, die italieniſche Anleihe an der Börfe zuzu⸗ 
laſſen, und fühlt ſich zudem durch die mexikaniſche Affaire ſehr in die 
Enge getrieben. Um den Widerwärtigkeiten auszuweichen, geht er nach 
den Pyrenäen und läßt den Dingen ihren freien Lauf. (K. Z.) 

* Paris, 7. Marz. (Aus der Legislative. — Die pol: 
niſche Debatte aufgeſchoben. — Die Journale und das 
preußiſche Abgeordnetenhaus.] Die gefirige Sitzung des ge⸗ 
ſetzgebenden Koͤrpers war ziemlich bewegt. Anatole Lemercier und 
Emil Ollivier griffen die Regierung ſcharf wegen der außerhalb der 
geſetzlichen Formen gemachten Ausgaben für den Mexico-Feldzug an. 
Der Miniſter Magne entſchuldigte das Verfahren der Regierung mit 
der Dringlichkeit, und verſprach, daß künftig bei allen neuen, ſelbſt 
den exceptionellen Ausgaben alle geſetzlich vorgeſchriebenen Formen 
ſtreng beobachtet werden ſollen. Die Oppoſition war indeſſen durch 
dieſe Erklärung nicht zufrieden geſtellt; nicht bloß die bekannten Fünf, 
fondern auch Lemercier, Curé und Javal ſtimmten gegen die 
Bewilligung des Supplementar⸗ Credits, die dann aber doch 
von den übrigen 231 Deputirten in loyalſter Weiſe ertheilt ward. 
Der Bericht über die polniſchen Petitionen wurde heute 
im Senate noch uicht vorgetragen. Der Berichterſtatter, Herr 
Labarit, las kurz dieſen Bericht, der, nebenbei geſagt, ſehr po⸗ 
lenfreundlich abgefaßt iſt, zwar geſtern im Senate vor, Herr Billault 
verlangte aber, obgleich er ihn billigte, Namens der Regierung, 
daß man denſelben erſt dann veröffentliche, wenn die Antwort aus 
Petersburg eingetroffen ſei. Dieſelbe werde vom Fürſten Dolgoruki 
überbracht, der jeden Augenblick in Paris eintreffen könne. Herr 
Billault gab ferner zu verſtehen, daß er allen Grund habe, zu glau⸗ 
ben, die Antwort werde günſtig ausfallen und der Kaifer Alexander 
Frankreich in jeder Beziehung Zugeſtändniſſe machen. Fürſt Dolgoruki 
ſoll bereits heute eingetroffen fein; die Diseuſſion wird deshalb, falls 
ſie nicht auf unbeſtimmte Zeit vertagt wird, in nächſter Woche ſtatt⸗ 
finden. Alle auf die polniſche Frage Bezug habenden Actenſtücke ſollen 
bei dieſer Gelegenheit veröffentlicht werden. — Die Debatten im 
preußiſchen Abgeordnetenhauſe werden von der ganzen franzöſiſchen 
Preſſe mit ſichtlicher Zurückhaltung behandelt; der bis zur Rückſichts⸗ 
loſigkeit freie Ton derſelben läßt allerdings die Liebedienerei der kaiſ. Depu⸗ 
tirten um ſo greller erſcheinen. Nicht einmal die Verweigerung der 
geheimen Fonds ſcheint einen Eindruck auf die pariſer Blätter zu 
machen, obgleich bis jetzt jede Regierung einen Aufwand in der bezeich⸗ 
neten Richtung für unentbehrlich hielt. Dies vorausgeſetzt, liegt in der 
Ablehnung dieſer Ausgabe durch die Mehrheit des preußiſchen Abgeord⸗ 
netenhauſes indirect das Eingeſtändniß derſelben, daß fie zur Zeit auch 
nicht die allergeringſte Hoffnung hegt, die Regierung anzutreten, denn 
ſie hätte, im Fall der betreffende Fonds unentbehrlich, der eigenen 
Partei das Regieren ſehr erſchwert. Die Frage über die geheimen 
Fonds war in Frankreich ſtets eine alle Leidenſchaften entzündende, 
heut iſt kein Reiz ſtark genug, um die Preſſe zu bewegen, dieſen ge⸗ 
fährlichen Gegenſtand zu beſprechen. Wir erinnern an die Zeit, wo 
die franzöſiſche Preſſe und das ganze franzöſiſche Volk die politiſche 
Freiheit nach der Haltung der Deputirtenkammer maßen. Entweder 
war jener Maßſtab früher falſch, oder das franzoͤſiſche Volk iſt jetzt 
ſehr unfrei. 

* Paris, 7. März. [Verſchiedenes.] Glover, der bekanntlich 
einen Prozeß gegen die franzöſiſche Regierung auf Zahlung von 20,000 
Pfd. St. für im „Morning Chronicle“ veröffentlichte Leitartikel ange⸗ 
firengt hat, iſt bei feiner vor einigen Tagen in Paris ſtattgehabten 
Ankunft verhaftet worden. — Die Fregatte, welche die Kaiſerin und 
den kaiſ. Prinzen nach Rom bringen ſoll, liegt in Marſeille fegelfertig. 
— Es heißt abermals, Herr Rouher würde das Arbeitsminiſterium 
aufgeben und Miniſter ohne Portefeuille werden. — Man ſpricht von 
einem vertraulichen Briefe des Grafen du Bois de Saligny an den 
Kaifer, in welchem der General Forey wegen ſeines Zauderns ſtark 
angegriffen werden ſoll. — Der Kaiſer bat geſtern den Prinzen Tao⸗ 
nira von Otaheiti empfangen. — Wie die „Nation“ meldet, hat Ga⸗ 
ribaldi an den Präſidenten Mexico's, Juarez, ein feuriges Glückwunſch⸗ 
Schreiben gerichtet, und Edgar Quinet iſt dieſem Beiſpiel gefolgt. 
Beiden iſt, demſelben Blatte zufolge, von der Junta von Mexico der 
Titel als Ehren⸗Mitglieder der Regierung ertheilt worden. — Der 
Caſſationshof hat heute das Caſſationsgeſuch des Herrn Mirès in 
Sachen ſeiner Verurtheilung durch den Hof von Douai zurückgewieſen. 
— Das ſeit 32 Jahren hier beſtehende Polen-Comite hat ſich heute 
in außerordentlicher Sitzung unter dem Präſidium des Herrn Vavin 
verſammelt. 


Grof brit an nien. 


E. C. London, 5. Marz. [Die „Times“ über ſpreußiſche Zus 
ſtände.] Der „Times“ Correſpondent berichtet aus Berlin, 2. März, 
unter Anderm: Wenn ein Ausländer die preußiſche Politik nach den in 
andern Ländern geltenden Regeln zu beurtheilen ſucht, wird er ſich gewöhn⸗ 
lich verrechnen. Die Spanier pflegten in gewiſſen unangenehmen Fällen 
daſſelbe von ſich zu ſagen und zu behaupten, daß Spanien ein Staat 
sui generis ſei und nach einem beſondern Sittenſpiegel kritiſirt werden 
müſſe. Europa ſagte zur Antwort, daß Afrika bei den Pypenäen beginne, 
und damit batte der Streit ein Ende. Aber mit Preußen verhält es ſich 
anders. Als eine Großmacht und ein hoch ei and Land will es als 
ebenbürtig behandelt werden; man ſoll ſeine Zuſtände nach den anders⸗ 


wo anerkannten Regeln beurtheilen. Ich fürchte, daß manche meiner 
preußiſchen Freunde beleidigt fein werden, wenn ich fage, daß eine ſolche 
Beurtheilung unbillig wäre. Als verfaſſungsmäßiger Staakiſt Preußen noch ſehr 
jung, und die Fehler, Schwächen und Folgewidrigkeiten der Jugendlichkeit 
treten in ſeinem politiſchen Alltagsleben fortwährend hervor. Abgeſehen 
von der auf der Hand liegenden Vorfrage, ob ein Mann, wie Herr v. Bis⸗ 
marc, in irgend einem großen conſtitutionellen Staate auf den Poſten 
eines Premier⸗Miniſters gelangen könnte, darf man fragen, in welchem 
anderen Lande, das nur ein Schattenbild conſtitutioneller Inſtitutionen be⸗ 
figt, ein Miniſter einemzHauſe der Gemeinen jagen würde, daß es eine 
Verſammlung von Betrügern ſei; daß es der Nation nur vor⸗ 
geblich, nicht wirklich vertrete, und wo ein Miniſter trotzdem eine Woche nach 
der andern, und einen Monat nach dem andern, mit einem ſolchen Parla⸗ 
mente fortregieren und fortzuregieren vorgeben würde? Wenn anderswo 
ein Miniſter zu einer repräfentativen Verſammlung ſagte: 
Wahrheit nicht die Abgeordneten des Volkes; Ihr ſeid nur durch die Umtriebe 
und die Verwegenheit einer gefährlichen Partei aufgebunden worden“, ſo 
bätte er mit dieſen Worten allein ſchon die Parlamenlsauflöſung ausgeſpro⸗ 
chen. Aber dies iſt durchaus nicht der Fall in Preußen, denn dieſen Vor⸗ 
wurf hat Herr v. Bismarch ſeit ſeinem Amtsantritt der Kammer ſortwäh⸗ 
rend ins Geſicht geſchleudert — viva voce, ſeit fie ſitzt, und durch ſeine Or⸗ 
gane in der Preſſe, während der Parlamentspauſe. Keine Gelegenheit ver: 
ſäumt er, um einer achtbaren, gemäßigten, loyalen, verſtändigen und von uns 

ebeuren Majoritäten frei erwählten Kammer feine Verachtung zu bezeugen. 

ein Benehmen gegen das preußiſche Haus der Gemeinen gleicht dem eines 
tyranniſchen Pädagogen gegen eine Klaſſe widerſpenſtiger Schuljungen. 
Aber es aufzulöſen, dazu kann er ſich nicht entſchließen, und der oft ange⸗ 
führte Grund ift, daß er dann entweder ohne Kammer regieren oder darau 
geſaßt fein müßte, dieſelben Abgeordneten wieder gewählt zu ſehen. In⸗ 
zwiſchen iſt die Kammer, die man dem Könige als verächtlich und illoyal 
dargeſtellt hat, außer Stande, den mißliebigen Premier aus dem Amte zu 
drängen. Der König iſt entſchloſſen, keine Schattirung der liberalen Partei 
in ſeinen Rath zu berufen und ſieht nicht, wie er bei ſo eng begrenzter 
Wahl feine jetzigen Rathgeber vortheilbafterweiſe wechſeln kann.. Man 
bat Grund zu glauben, daß die Convention Hrn, v. Bismarck beim Könige 
gar nicht geſchadet bat, da Se. Majeſtät ſelbſt ganz und gar für die pro: 
jcetinte und ungeſuchte Unte ſtützung Rußlands gegen die polniſchen Inſur⸗ 

enten war, und da feine militäriſchen Rathgeber dieſelbe als eine ein: 
ache Polizei = Maßregel darſtellen. Herrn von Bismarcks +... 
Redeweiſe, ſeine . .... Aeußerungen — wie die 
ſpräch mit dem Grafen Carolyi und dem Vicepräſidenten Behrend — ha⸗ 
ben ihm in den Augen des Königs mehr geſchadet, aber a um ihn 
von ſeinem Poſten zu vertreiben. Und fo ſcheint es denn, daß die Kriſis — 
die von Anfang an mehr Schein als Wirklichkeit war — für jetzt vorüber 
iſt, und Herr v. Bismarck bleibt Herr der Lage, und mit größerer Macht, als 
er je beſaß, über feine jüngſt ſtutzigen Collegen, die, wenn fie je an die Mög: 
lichkeit, ſich ohne ihn zu behelfen, dachten, ihn feıtvem ergebenſt gebeten haben, 
zu bleiben. .... Inzwiſchen hat Herr v. Bismarck, da fein Stern wieder im 
Steigen iſt, Muße, die Convention, die ihn beinahe geſtürzt hätte, zu modifi⸗ 
eiren. Gegen eine ſolche Modificirung wird Rußland nicht leicht etwas ein: 
wenden. Machen doch die ruſſiſchen Diplomaten kein Geheimniß aus der voll: 
kommenen Gleichgiltigkeit, mit der ihre Regierung die Convention betrachtet. 

E. C. London, 6. März. [Die Preſſe über die Polen: 
frage.] Die „Poſt“ ſagt, bei einer Beſprechung der Polenfrage 
und der verſchiedenen Stellungen, welche die Mächte ihr gegenüber 
einnehmen: * — 

Wir find lange Zeit die conſeguenten Gegner der öſterr. Politik ge: 
weſen, da ſie lange Zeit und mit Conſequenz irre ging; aber da wir uns 
der Ueberzeugung nicht verſchließen können, daß die Theuun Polens nicht 
ſtattgefunden hätte, wenn die Beziehungen Oeſterreichs zu en we und 
England vor 90 Jahren derſelben Art wie heutzutage geweſen wären, fo 
erblicken wir in dem jetzigen guten Einverſtändniß der drei Mächte eine 
Bürgſchaft, daß Rußland durch einen gewiſſen moraliſchen Druck gezwun⸗ 
gen werden wird, künftig die Polen wenigſtens mit Treu und Glauben zu 

ehandeln. Feſte Allianzen ſind die beſten Mittel, dem Kriege vorzubeugen, 
denn diejenigen, die fie ſchließen, können eben fo viel durch Unterhandlun⸗ 
Wären, werkſtelligen, als fie durch Feindſeligteiten auszurichten im Stande 


Die „Times“ Hat einen Specialcorrefpondenten nach Pos 
Ien geſchickt. Was er im polniſchen Theile von Poſen ſah, ſcheint 
ihm von den politiſchen Anlagen des tapfern Volkes eine nichts we⸗ 
niger als günſtige Meinung beigebracht zu haben. Die Adeligen zeich⸗ 
net er mit den Worten: 18 

Auf ihre Ritterlichkeit und perſönliche Tapferkeit kann man unter allen 
Umſtänden rechnen; aber ihr Edelmuth iſt von weiblichem Typus und, ob⸗ 
wohl zu Zeiten hervorſtechend genug, doch zu nahe der Eitelkeit verwandt, 
um von echtem und dauerhaftem Gepräge zu ſein. Sie ſind ungemein 
ſtreitfüchtig und eigenſinnig, erkennen kein höheres Geſetz als den Macht⸗ 
ſpruch ihres Willens an und wechſeln, in gewöhnlichen Fällen, jeden Augen⸗ 
blick den Gegenſtand ihrer Wünſche. Verſchwendexiſch und unwirtblich in 
jeder Beziehung haben ſie tauſend Bücher überflogen und keines ſtudirt. 

oll liberaler Bestrebungen gefallen fie ſich darin, die Selbſtherrſcher unter 
den Bauern zu ſpielen, die ibnen den Rockſaum küſſen; und obgleich die 
zärtlichſten Gatten, halten ſie es mit den Pflichten des Eheſtandes verein⸗ 
bar, ein paar Maitreſſen neben ihrer angebeteten Gemahlin zu haben. Mit 
einem herzlichen Sinn für die edleren Elemente im menſchlichen Charakter 
und einem unwiderſtehlichen Hang, ſich jeder Art von Genußſucht hinzuge⸗ 
ben, zeigen fie jene wunderbaxe Miſchung orientaliſcher und occidentaler 
Cbaraktermerkmale, durch die fie lange Zeit ihre Nachbaren in Erſtaunen 
geſetzt, aber ſich auch in das Verderben geſtürzt haben, welches die noth⸗ 
wendige Folge ungeſchulten Talents und ungezügelter Leidenſchaft iſt. 

London, 6. März. [Polniſches.] Man hat in Paris die 
engliſche Regierung im Verdacht, daß ſie es geweſen, welche das öſter 
reichiſche Cabinet unter der Hand abgehalten haben ſoll, ſich der von 
Frankreich vorgeſchlagenen Note anzuſchließen. Man ließ ſich jenſeit 
des Canals auch aus Wien melden, Lord Ruſſell habe dort eine aus⸗ 
drückliche Erklärung gegen die Eventualität der Wegnahme des Rheines 
durch Frankreich ausgeſprochen. Das ſind unglaubliche Sottiſen, denn 
in Wien wird man nicht erſt auf eine Erklärung Englands warten, 
um zu wiſſen, daß dieſes ſeine Politik nicht nach den Artikeln von 
„Daily News“ regelt. Die drei Mächte, die ſich zu keinem identiſchen 
Schritte in Petersburg einigen konnten, werden darum doch in ähn⸗ 
lichem Sinne bei Rußland wirken und im Intereſſe des europäiſchen 
Friedens Zugeſländniſſe für die Polen von Alexander II. erbitten. Es 
wird hier verſichert, Fürſt Gortſchakow ſei einer verſöhnlichen Politik 
geneigt. Ob aber die Zugeſtändniſſe auch ausreichend genug ſein 
werden, um die Polen zu befriedigen, das muß bezweiſelt werden, trotz 
aller optimiſtiſchen Anſichten, die ſich geltend machen. (K. 3.) 


Osmaniſches Reich. 

Alexandria, 19. Febr. [Die Beziehungen Egyptens 
zu Frankreich.] Wenn es in den erſten Tagen nach dee Thronbeſteigung 
Ismail Paſchas ſchien, als ob er ſich dem unter Said Paſcha in Egypten 
allmächtigen Einfluß Frankreichs entziehen und ſich dagegen auf Eng: 
land fügen wollte, fo bewies ſchon die eclatante Genugthuung, die er 
für die franzöſiſchen Unterthanen von feinen Soldaten zugefügten Miß⸗ 
handlungen zugeſtehen mußte, daß es für einen Vicekönig von Egypten 
leichter if, einen ſolchen Vorſatz zu faſſen, als ihn durchzuführen. Jetzt 

bereits von einem Widerſpruch gegen die Plane Frank⸗ 
reichs nicht mehr die Rede. Die fo pomphaft angekündigte Auf: 
bebung der Zwangsarbetten hat noch kein Reſultat gehabt, und die 
von der Suez⸗Compagnie requirirten egyptiſchen Arbeiter werden nach 
wie vor durch Soldaten ausgehoben und pünktlich abgeliefert. 


Newyork, 21. Febr. [Raperei.] Die Verheerungen, welche 
„gefüicchtete Dampfer Alabama anrichtet, dauern fort. Laut Be⸗ 
80 © aus der Stadt San Domingo kaperte und verbrannte er etwa 
Eisenbahn. r ſüdlich von der gleichnamigen Inſel die der Panama- 
u ums ſeulchaft gehörige Barke Golden Rule. Die ganze La: 
8 lern Theil das Eigenthum von Engländern, Franzoſen und 
f pan 5 2 > zugleich mit dem Schiffe vernichtet, weil keine ſchrift⸗ 
che Beweiſe vorlagen, daß fie das Eigenthum von Neutralen ſei. 


der 


„Ihr ſeid in (hä 


f neue 


„mund erzählt, ift fie dann immer von dem 


603 


Die betreffenden Papiere waren nämlich per Dampfer von Panama 
aus erſt nachgeſchickt worden, nachdem die Golden Rule ſchon abge⸗ 
ſegelt war. Ferner verbrannte der Alabama bei Altively Rock eine 
auf der Fahrt von Guadaloupe nach Cienfuegos begriffene Brigg aus 
Boſton. Bei Hayti ward ein Schooner, gleichfalls aus Boſton, von 
einem Kaperſchiffe, deſſen Name unbekannt iſt, genommen. 

E. C. New⸗Nork. [Die Namen der politiſchen Bateien] oder 
Sekten, wie man ſie nennen möchte, waren in Nordamerika vor dem großen 
Kriege jo mannichfaltig, daß man zu ihrer Erklärung ein kleines Lexikon hätte 
ſchreiben können; ein Umſtand, der nicht nur in den vielen Schattirungen 
der Anſichten, ſondern auch in der Leichtigkeit und Ungenirtheit, mit der On⸗ 
kel Pam ſeinen N bereichert, feine Begründung findet. Aber dieſe 
„Hartſchalen, Weichſchalen, Negeranbeter,. Nichtswiſſer, Breigeſichter, Feuer: 


hwämme“, und wie ſie alle heißen mögen, ſie ſind jetzt verſchwunden; und 
wie zu des Rothbarts Zeiten Europa von dem Ruf: Hie Welf! Hie Waib⸗ 
lingen! erdröhnte, ß lautet kb auf dem nordamerikaniſchen Continent die 
Parole: Hie Unioniſt! Hie Seeeſſioniſt! Paule iſt es dem allnivellirenden 
Kriege nicht gelungen, unter der erſteren Partei, den Unioniſten, die politi⸗ 
ſchen Färbungen ganz zu verwiſchen; die Maſſe älterer Benennungen hat 
aber einer Heinen Zahl neu gebildeter Ausdrücke weichen müſſen, die den 
Vortheil vor jenen voraus haben, daß ſie ihre Erklärung in ſich ſelbſt tragen. 
Die Namen: Disunioniſten, Friedensdemokraten, Kriegsdemokraten, Vernichter 
(Exterminators) ſind an ſich verſtändlich, und eben ſo wenig Mühe koſtet es, 
ſich die Definition von ſchwarzen Republikanern und weißen Republikanern 
ſelbſt zu entwickeln. In allerfüngſter Zeit aber haben ſich doch wieder drei 
amen gebildet, deren Bedeutung nicht ſogleich in die Augen ſpringt: 
es find die Butternüſſe, die Kupferköpfe und die Wolltöpfe (Butternuss, 
Copperheads, Woolly Heads). Eine „Butternuß“ iſt derjenige, der mit dem 
Süden ſympathiſirt, in Wirklichkeit eigentlich, der die Uniform der ſüdſtaatl. 
Armee trägt, welche von braungrauer Farbe iſt, ähnlich der Farbe der Butter⸗ 
nuß, einer ſpezifiſch amerikaniſchen Wallnußart. Mit „Kupferkopf“ bezeichnen 
die Republikaner einen jeden, der für einen Waffenſtillſtand mit dem Süden 
und darauf folgende Volksverſammlung zur Berathung über den Friedensab⸗ 
ſchluß geſtimmt iſt. Der Name rührt — von einer in Amerika häufig vor⸗ 
ommenden kleinen giftigen Schlange, deren glänzender Kopf die Farbe einer 
neuen Kupfermünze hat In gewiſſen Zeiten des Jahres, beſonders bei der 
größten Sommerhitze, wird die Klapperſchlange blind und, wie der Volks⸗ 
i 1 pferkopf“ begleitet, der gegen 
fie die Rolle eines treuen Freundes in der Noth übernimmt. Mithin, jagen 
die Republikaner, kann es keine angemeſſenere Bezeichnung für einen giftigen 
Nordſtaatler geben, der ſolch eine Klapperſchlange wie den Süden unkerſtützt 
und tröſtet. Dieſe Auslegung wird dadurch noch treffender, daß Südkarolina 
bis vor einiger Zeit, wo es die Palme annahm, eine Klapperſchlange im 
Wappen führte. Das Oberhaupt dieſer „Kupferköpfe“ iſt Mr. Vallandigham 
aus Ohio. Die „Wollköpfe“ ſind die von den Demokraten ſo benannten Ne⸗ 
grophilen und Abolitioniſten; dieſer Name erklärt ſich eben ſo leicht, wie 
ſchwarzer Republikaner. Die Führer der Partei der Wolllöpfe ſind: Mr. 
Horace Greeley, Mr. Charles Sumner und Mrs. Wendell Phillips. 


Unruben in Polen. 

Poſen, 9. März. [Von der polnifhen Grenze] wird 
unter dem 5. März dem „Dziennik pozn.“ über das Treffen bei 
Kuznica Grabowska nachträglich gemeldet: Von den Unſrigen find 
bei Michalow 11 gefallen, nur 2 in den von den Ruſſen angezündeten 
Häuſern verbrannt, gefangen nach Wielun geführt 14. Gegen zwei 
ſchwer Verwundete geſtatteten ſich die Ruſſen unerhörte Grauſamkeiten; 
einen Jüngling von 19 Jahren, Pikulski, banden ſie ans Pferd und 
ſchleppten ihn ſo lange, bis er nahe daran war, den Athem auszu⸗ 
hauchen, dem Anderen wurde nach allerlei Martern der Kopf abge⸗ 
ſchlagen. Von den Ruſſen fielen gegen 40. 

Ferner enthält daſſelbe Blatt einen von ihm als ganz genau be⸗ 
zeichneten Bericht über das neueſte Treffen an der Grenze hin⸗ 
ter Wreſchen vom 4. März: Die neugebildete Abtheilung der Auf⸗ 
ſtändiſchen, heißt es, beſtehend aus 240 Schützen und 30 Ulanen, 
brach um 2 Uhr Nachts auf, und machte einen Eilmarſch auf krum⸗ 


men Wegen, 6 Meilen, verband ſich dann um 8 Uhr Abends mit J 


Mielendi, der 180 Schützen, 80 Kofynierd und 40 Ulanen befehligte, 
und in den Wäldern von Kaſimir bei der biniſzewer Kirche an einem 
geſchützten Orte lagerte. Zwei Stunden vor der Ankunft jener friſchen 
Abtheilung bei Biniſzewy griffen die Ruſſen, 500 Mann ſtark, die 
Mielenckiſche Abtheilung an, wurden aber mit Verluſt von 26 Mann 
zurückgeſchlagen, die Unſeren verloren 6 Mann. Ermüdet ſchliefen 
darauf die Auſſtändiſchen bei zahlreichen Feuern. Morgens 4% Uhr 
zog der neu angekommene Führer (Garczynski) ſeine Truppen zuſam⸗ 
men, und kehrte, ohne ſich mit Mielencki verſtändigt zu haben, zurück. 
Auf die Nachricht davon eilt M. ihm nach, marſchirt aber, weil er 
nicht weiß, wohin jener ſich gewendet, eine gute Meile in entgegen 
geſetzter Richtung, ehe er ſeinen Irrthum gewahr wird. Nachdem er 
nun noch 3 Meilen gemacht, ſah er endlich die ganze Abtheilung in ge⸗ 
raumer Entfernung. Er war gerade im Dorfe Dobreſlowie, welches 
in zwei Theile, das Dominial: und das Bauerndorf getheilt iſt, als ſich 
500 Schritt hinter ihm eine ſtarke Abtheilung Ruſſen, etwa von 1000 
Mann zeigte. Die Schützen nahmen nun ſofort die Bauernhäuſer 
ein, aber ihre Zahl war zu klein, um die Dominialgebäude zu beherr⸗ 
ſchen. Es begann ein hartnäckiges Gefecht, als die Ruſſen die Dominial⸗ 
gebäude unbeſetzt ſahen und eine ſtarke Infanterieabtheilung hineinſcho⸗ 
ben, welche dann mit dichtem Kugelregen unſere Schützencompagnie, 
welche inzwiſchen von der friſchen Truppe über ſumpfige Wieſen her⸗ 
zugeeilt war, aber dabei ihr Pulver verdorben hatte, bedeckte. Die Un⸗ 
ſrigen mußten alſo, da fie das Feuer der Ruſſen nicht erwidern konnten, 
ſich wieder in jene Sümpfe zurückziehen. Inzwiſchen mußte auf jener erſten 
Poſition hinter den Bauernſcheunen die Cavallerie der Inſurgenten, zwi⸗ 
chen zwei Feuer genommen, ſich von den Gebäuden und vom Felde eben⸗ 
falls zurückziehen, und ihr folgten die Schützen von Mielencki. Die Koſy⸗ 
niers hatten gar keinen Antheil am Kampfe gehabt, als der allgemeine 
Rückzug begann. Den größten Verluſt hatte die Abtheilung, welche 
ſich in die Sümpfe retirirte, dort wurden mehrere gefangen genom⸗ 
men, das Pferd des Führers verſank. So zog man fi durch Ge- 
hege und Dörfer nach der Grenze zurück, da der zweite Anführer trotz 
aller Vorſtellungen ein zweites Treffen nicht annehmen wollte. Beide 
Abtheilungen näherten ſich ſchon der Grenze, ohne die Ruſſen weiter 
zu vermuthen, als ſich plotzlich wieder in geringer Entfernung eine 
Maſſe ruſſiſcher Infanterie und 2 Schwadronen Ulanen zeigten und 
ſie nach der Grenze drängten. In dieſer kritiſchen Lage zerſtreuten 
ih unſere Schützen und Senſenmänner in die nahen Wälder, nur die 
Reiterei blieb in Ordnung und ſtellte ein Lager an einem gedeckten 
Orte her, wo ſich denn auch Wagen und Fußvolk ſammelten. Von 
den auf preuß. Gebiet Uebergetretenen nahm das preuß. Militär 57 
in Empfang. Die Partiſanenabtheilung, welche im Königreich zurück 
blieb, iſt noch ziemlich ſtark und mit dem Nöthigen verſehen. Im 
Großherzogthum liegen 24 Verwundete, die Zahl der Gefallenen wird 
etwa eben ſo groß ſein. Die Ruſſen haben an Todten und Verwun⸗ 
deten gegen 130. j 

Aus Polen, 6. März. [Neues Gefecht erwartet.] Kaum 
waren nach dem Gefecht vom 2. bis 3. d. M. die Truppen, welche 
von Kaliſch und Lenezyce herbeigefommen, auf dem Wege nach 
ihren Garniſon⸗, oder beſſer Kantonnirungsorten, als auch ſchon wie⸗ 
der die Nachricht einging, daß die Inſurgenten ſich um Kazmierz 
und Biniſzewo aufs Neue und in viel größerer Anzahl zu verſam⸗ 
meln beginnen. Der Befehl zur Rückkehr iſt ertheilt und geſtern Mor⸗ 
gen bewegten ſich die Militärabtheilungen bereits wieder in der Rich⸗ 
tung nach den vorbenannten Orten. Von Konin ſollen Truppen 
gegen Abend abgegangen, aber nach einigen Stunden wieder zurück 
gekehrt ſein und Verſtärkung mit ſich genommen haben, da die Inſur⸗ 


— 
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genten ibnen in größeren Maſſen entgegenſtanden. Dem Bericht 


der betreffenden Woytämter zufolge ſind diesmal beſonders viel be⸗ 
rittene Mannſchaften aus der Provinz Poſen im Anzuge und einige 
vollkommen als polniſche Ulanen bewaffnet und equipirt. Jedenfalls 
dürfte es in dieſer Nacht, heute aber ganz ſicher ſchon zum Gefecht ge⸗ 
kommen ſein, da Reiſende, aus jener Gegend kommend, heute Früh an⸗ 
haltendes Gewehrfeuer gehoͤrt haben wollen. — Im letzten Gefecht 
vom 2. bis 3. d. M. zwiſchen Kazmierz und Kleczewo hat man 
Geſchütze nicht mitgeführt, das Treffen muß aber dennoch ein ſehr 
blutig es geweſen fein; denn wenn man die Angabe der Ruſſen, wo⸗ 
nach die Inſurgenten gegen 300 Mann verloren haben ſollen, auch für zu 
hoch halten muß, ſo wollen doch Leute, welche von Kleezewo und Kaz⸗ 
mierz gekommen, vorgeſtern und geſtern im Walde und auf dem Felde 
ohnweit den Straßen noch über 120 Todte habe liegen ſehen, trotzdem 
ſchon Viele durch dortige Umwohner beerdigt worden ſein ſollen. 
Die meiſten Leichen ſollen faſt ganz entkleidet fein, und man will 
unter dieſen auch Ruſſen herausgekannt haben. Die Soldaten 
bringen allerlei Geld und Effekten in Konin in Cours, und aus 
den verſchiedenen franzöſiſchen und preußiſchen Geldſtücken 
und Banknoten, welche die Soldaten als Beute mitbrachten, iſt 
zu entnehmen, daß ein großer Theil der Gefallenen jenſeits der Grenze 
hergekommen und den wohlhabenderen Klaſſen angehörte. Endlich hat 
der Großfürſt anbefohlen, daß die Gefallenen in der officiellen Zeitung, 
dem „Dz. powsz.“, ſtets gewiſſenhaft angegeben, und weder die An⸗ 
zahl der gebliebenen Soldaten verkleinert, noch die der gefallenen Inſur⸗ 
genten vergrößert werden ſolle. 

7. März. Die aus Konin vorgeſtern in der Richtung nach Kaz⸗ 
mierz abgegangenen Truppen ſind zum Theil ſchon zurückgekehrt, ohne 
dort ein neues Gefecht beſtanden zu haben. Wie es ſcheint, haben ſich 
die Inſurgenten weiter zurückgezogen und ein Theil der Truppen iſt 
zurückgekehrt, weil man den Platz Konin nicht ſo ſehr entblößen wollte. 
— Geſtern wurden wieder mehrere Verhaftete aus Slupce und Zago⸗ 
row in Konin eingebracht. Heute Früh wurden die bis jetzt noch hier 
eingepfercht geweſenen Rekruten, etwa 150 an der Zahl, unter ſtarker 


Eskorte nach Lenſzyce abgeführt, und gleichzeitig ein Theil der gefan⸗ 


genen Inſurgenten mitgenommen. Nach Kaliſch wurden auf einem 
Wagen zwei politiſch Verhaftete unter Begleitung von Koſaken und 
Infanterie, letztere auf Wagen, heute transportirt. — Am Donners⸗ 
tage, den 5. d. M., wurde ein an ſeinen Wunden geſtorbener Offizier 
mit allen militäriſchen Ehren beſtattet. Eine große Begleitung von 
Civilperſonen, darunter auch viele Einwohner polniſcher Zunge, folgte 
der Leiche. — Die in den Gefechten der Inſurgenten abgenommenen 


Pferde, darunter einige recht hübſche Thiere, werden ſeit drei Tagen 


vergeblich zum Verkauf ausgeboten; denn ſo niedrig auch die Preiſe 
geftellt werden mögen, es wollen ſich keine Käufer finden, da Jeder⸗ 
mann, eingeſchüchtert durch vorgekommene Terroriſirungen von Seiten 
der Agitationspartei, ſich fürchtet, etwas zu kaufen, das ihm bald nicht 
nur den Verluſt des Gekauften, ſondern vielleicht noch andere und 
größere Nachtheile zuziehen kann. (Pos. 3.) 


Sitzung der Stadtverordneten⸗Verſammlung 

am 5. März. 

Anweſend 72 Mitglieder der Verſammlung. Magiſtrat benachrichtigte 
die Verſammlung, daß am 19. März d. J. der erſte Kommandant der Stadt 
Breslau, Hr. General Kries ſein hen igzäbriges Jubiläum feiert 
und daß beſchloſſen worden ſei, dem Hrn. Jubilar durch eine beſondere De⸗ 
putation die Glückwünſche des Magiſtrats darzubringen. Die Verſammlung 
beſchloß auch ihrerſeits eine Deputation zur Beglückwünſchung des Herrn 
übilars zu entſenden und ernannte zu Deputirten den Vorſitzenden und 
die Herren Hildebrandt und Berendt. Nächſtoem wurden die Deputa⸗ 
tionen beſtimmt zur Begrüßung der Herren Bürgerjubilare: Handels⸗ 
mann Jungmann, Agent Danziger und Handelsmann Schleſinger 
am 8. d. M. des Kaufmann Schöngarth und des Schuhmachermeiſters 
Simon am 12. d. M. Hierauf erfolgte die Mittheikung des Dankſchrei⸗ 
bens der Lehrer Czerwenka und Keihl für die ihnen bewilligten Glati⸗ 
ficationen, des Dankſchreibens des königl. Judicial⸗Depoſital⸗Rendanten Rech⸗ 
nungsraths Hrn. Grauer für die Beglückwünſchung zu feinem fünfzigjähs 
rigen Dienſtjubiläum, des Gratulalionsſchreibens an den lönigl. Rechnungs⸗ 
Rath Hrn. Wendroth zu feinem 50jährigen Dienſtjubilaum und der Kaps 
porte des Stadtbauamies für die Woche vom 2. bis 7. März. 

Der Vorſitzende theilte der Verſammlung mit, daß er zu einer raſche⸗ 
ren Erledigung der Geſchäfte für zweckmäßig halte, künftig einfache 
Vorlagen, ohne dieſelben durch die Commiſſion gehen zu laſſen, zum Vor⸗ 
trage zu bringen. Da die Geſchäftsordnung ihn dazu berechtige, würde, 
falls die Verſammlung einverſtanden, in der angedeuteten Weiſe verfahren 
werden. Die Verſammlung erklärte ſich zuſtimmend. 

Seit längerer Zeit hat ih Magiſtrat bemüht, die königl. Regierung zu 
veranlaſſen, die fiskaliſchen Hauptſtraßen der Vorſtädte mit be⸗ 
hauenen oder doch mit Baſaltſteinen pflaſtern zu laſſen. Die königl. 
Regierung hat dies abgelehnt, dabei aber zugleich der Stadtgemeinde die 
Uebernahme der fraglichen Straßen von dem königl. Fiskus 
angeboten. Magiflrat erklärte, er würde ſich für dieſe Uebernahme ausſpre⸗ 
chen, wenn die koͤnigl. Regierung hierfür, fo wie für die gleichfalls zu über. 
nehmenden Brücken in den Zollſtraßen eine angemeſſene Entſchädigung ges 
wäbre. Zur Vorbereitung von Verhandlungen ſeien die diesfälligen Stra⸗ 
ßen und Brücken zuſammengeſtellt und vermeſſen worden; die Ermittelung 
deſſen, was der königl. Fiskus an Entſchädigung zu leiſten habe, werde am 


4 


weckmäßigſten zwei Commiſſarien zu übertragen und dabei von dem Ge⸗ 


ichtspunkte auszugehen fein, daß die jährlichen Unterhaltungs⸗ und die 
periodiſchen Um⸗ und Neubaukoſten veranſchlagt und ähnlich wie bei den 
Bauholzablöſung der Jahreswerth der Leiſtungen ermittelt werden müßte. 
Die Verſammlung, um die Zuftimmung zur Anknüpfung der Unterhandlun⸗ 
gen wegen Uebernahme der Straßen und Brücken und zu der vorgeſchlage⸗ 
nen Ermittelung angegangen, ertbeilte dieſelbe. 

Ferner bewilligte ſie 1000 Thlr. als Beitrag zu den Koſten für die Auf⸗ 
nahme des Terrains vor dem Schweidnitzer⸗Thore bis zur klein⸗ 
burger Grenze behufs Aufſtellung eines Bebauungsplanes mit der 
Maßgabe, daß beſagter Plan, ſobald er entworfen ſein werde, ihr zur Be⸗ 
findung und Genehmigung zugehe. ri 8 f 
Auf die Anerbietungen mehrerer Grundbeſitzer im Eiſenkram, das ihnen 
im Eiſenkrame gehörige Terrain der Stadtgemeinde, für den Fall der Eröff⸗ 
nung des Eiſenkrames, unentgeltlich abzutreten, erſuchte die Verſammlung 
den Magiſtrat im Jahre 1861 wegen der Eigenthumsverhältniſſe im 
Eiſenkrame weitere Ermittelungen zu veranlaſſen und dabei in Erwä⸗ 
Aale zu ziehen, ob, und eventuell in welcher Weiſe mit ſämmtlichen bethei⸗ 
igten Grundbeſizern ein Abkommen zu treffen ſein möchte, um den Eiſen⸗ 
kram unter Beſeitigung des bis jetzt beſtandenen Verſchluſſes als Communi⸗ 
cationsweg offen zu halten. . Pi; 

Die hierauf eingegangene Auskunft lautete, daß ſich ein Urkauf bei feis 
nem der 16 Grundstücke des Eiſenkrams in den Grundacten vorgefunden 
und daß bei den weiteren Verhandlungen die Befiber dreier Grundſtücke ſich 


beharrlich geweigert, in die 5 0 0 des nächtlichen Verſchluſſes und in 
0 


das Offenhalten des Eiſenkrames als Communicat onsweg zu willigen. Un⸗ 
ter ſo bewandten Umſtänden ſehe Magiſtrat der weiteren Erklärung der Ver⸗ 
ſammlung entgegen. Dieſelbe ward dahin abgegeben, daß weitere Vor⸗ 
ſchläge ſich nicht machen ließen, fo lange nicht über die Eigenthumsverhält⸗ 
niſſe im Eiſenkram das Nähere feitgetellt ei. k 

In Bezug auf die Feier des 17. März erklärte ſich Magiſtrat mit der 
von der Verſammlung in der Sitzung am 12. Februar d. J. gefaßten Ent« 
ſchließung im Weſentlichen einverſtanden, befürwortete aber, an dem gedach⸗ 
ten Tage die Monumente Be des Großen, . Wilbelm III. und 
der Generale Blücher und Tauenzien in gleicher Weiſe auszuſchmücken, wie 
am 15. Februar, ferner nächſt 30 Exemplaren der Beitzleſchen Schrift noch 
60 Exemplare von Archenholz's „Siebenjährtgem Kriege“ in den hieſigen 
höheren Lehranstalten zu vertheilen und ſtatt der Schmidtſchen Schrift „Ges 
dichte der Freiheitskriege“, das Werk von Theodor Brandt, eines Mitkämpfers 
in den Freiheitskriegen in 160 Exemplaren in den Elementarſchulen zu vers 
theilen. Zur Anſchaffung der erwähnten Werke, jo wie zur Ausſchmückung 
der Monumente wurde die Bewilligung von 290 ern beantragt. 
Verſammlung ſtimmte dieſen Vorſchlägen Br mit Ausnahme der Anschaffung 
und Vertheilung des Brandtſchen Werks in den Clementarſchulen. In Des 
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lieb ſie bei ihrem früheren Beſchluſſe ſtehen, wonach für 
| n 3 a ort „Geſchſchte der Frei⸗ 
itskriege“ angekauft und vertheilt werden ſollen. n 

Die Vorſtellung des Vorſtandes der hieſigen chriſtkatholiſchen Ge: 
meinde um Verwendung, daß der Gemeinde zur Abhaltung des Re⸗ 
W für ihre Kinder im Innern der Stadt ein Schul⸗ 
lokal an den Mittwoch und Sonnabend Nachmittagen überwieſen werde 
übergab die Berfammlung dem Magiſtrat mit dem Erſuchen, die Bitte des 
Vorſtandes der chriſtkatholiſchen Gemeinde, worauf derſelbe früher abſchläg⸗ 
lich beſchieden worden war, zu gewähren . 

Bel den Gröxterungen über eine, andermeite Organiſation des Wo: 

chenmarktverkehrs auf dem Ringe und über die Errichtung eines 
weigwochenmarktes auf dem Tauenzienplatze iſt von dem Herrn Po⸗ 
izei⸗Präſidenten die Nothwendigkeit einer neuen Ordnung für den hieſigen 
ochenmarktverkehr geltend gemacht und ein Entwurf Bierfür aufgeſtellt 
worden. Dieſer Entwurf weicht in mehreren Punkten von der beſtehenden 
Marktordnung nicht unweſentlich ab und geht von dem Grundſatze aus, daß 
auf den darin namhaft gemachten allgemeinen Marktplätzen alle Gegenſtände 
des Wochenmarktverkehrs feil gehalten werden dürfen mit Ausnahme der: 
jenigen für die ihrer Natur nach das Vorhandenſein eines beſonderen Markt: 
platzes bedingt wird. Solche beſondern Marktplätze bezeichnet der Entwurf 
und zwar in vermehrter Anzahl. In Uebereinſtimmung mit dem Magiſtrat 
erklärte ſich die Verſammlung für die Annahme des Entwurfs mit dem An⸗ 
trage, es möge bei Anweiſung der Plätze für die einzelnen Marktgegenſtände 
Bedacht darauf genommen werden, daß auf dem Platze um das Monument 
Friedrich Wilhelm's III. im Intereſſe der Miether der beiden Verkaufslokale 
im neuen Stadthauſe keine ühelriechenden Gegenſtände feil gehalten wür⸗ 
alt 125 vielmehr deren Aufſtellung auf der gegenüberliegenden Seite 
atlfinde. 

Ueber die vorgelegten Banpläne zur Beſchaffung der fehlenden 
Schulräume für die Realſchule zum heil. Geiſt ſprach ſich die mit 
der Prüfung derſelben beauftragte Fachkommiſſion dahin aus, daß das Raum⸗ 
bedürfniß durch dieſelben zwar ſeine Befriedigung finden würde, daß ihre 
Ausführung aber aus Rea Gründen nicht empfohlen werden könne, 
namentlich wegen der damit verbundenen Verengung des ohnehin nicht ges 
räumigen Schulhofes und wegen der Koſtſpieligkeit des auf 24,200 Thaler 
veranſchlagten Baues. Eben jo 1 vermöge die Commiſſion den Aufbau 
eines dritten Stockwerkes auf das Realſchulengebäude anzurathen, weil durch 
einen ſolchen Aufbau die erforderlichen Räumlichkeiten ſich nicht beſchaffen 
ließen. Dagegen erachtete den in ihrer Mitte gemachten Vorſchlag für zweck⸗ 
mäßig und annehmbar, den Prüfungsſaal im Realſchulengebäude aus dem 
erſten in das zweite Stockwerk zu verlegen, einen Theil der an der Südſeite 
ves Gebäudes belegenen Einfahrt zu überbauen und dieſen Anbau mit dem 
Gebäude theile, in welchem der Prüfungsſaal ſich befindet, in gleicher Höhe 
aufzuführen, im erſten Stockwerk ein großes Klaſſenzimmer mit einem an⸗ 
ſtoßenden kleinen Zimmer durch Beſeitigung der Scheidewand zu vereinigen 
und dadurch einen Zeichnenſaal zu ſchaffen, die Räume für den phyſikaliſchen 
Unterricht in der Dachetage anzubringen und das Laboratorium in dem An: 
baue zu ebener Erde anzulegen. Durch dieſes Projekt würden die nöthigen 
Räume für die Realſchule zum heil. Geiſt gewonnen und nach einem ohn⸗ 

efähren Ueberſchlage eine beträchtliche Erſparniß an der oben angegebenen 
oſtenſumme erzielt werden. Die Verſammlung acceptirte den Vorſchlag 
der Commiſſſon und beſchloß, denſelben unter Ablehnung der vom Magiſtrat 
beabſichtigten Errichtung einer Mittelſchule neben der Realſchule zum heil. 
Geift und des dazu vorgelegten Bauprojeltes, dem Magiſtrat zur Erwägung 
zu empfehlen mit dem Erſuchen, ihr demnächſt, ſobald als möglich, eine wei⸗ 
5 sg in Bezug auf die Beſchaffung der fraglichen Schulräume zu: 
gehen zu laſſen. 

Die für die Verwaltung der Baurath Knorrſchen Stiftungen 
entworfenen Etats pro 1863/65 wurden in unveränderter Auſſtellung ge: 
nebmigt. Im Etat für das Stifsgut Ober⸗ und Nieder⸗Luzine iſt Einnahme 
und 8 mit 1775 Thalern, im Etat der beiden Hoſpital⸗Stiftungen 
mit 500 Thalern, im Etat der Orgelbauer⸗Stiftung mit 358 Thalern be⸗ 
meſſen. 


on der Mittheilung des Magiſtrats, daß die Stadtgemeinde im Pro- gatten gefährdet zu haben. 


eſſe wider einen Ruſtikalbeſitzer in Morgenau wegen Beſitzſtörun 
in erſter Inſtanz mit ihrer Klage angebrachtermaßen abgewieſen, und da 
nicht appelltrt, ſondern beſchloſſen worden ſei, die Data zu einer neuen Klage 
re e nahm die Verſammlung Act, beſchloß die betreffenden 


604 
int wurden und auf den Haltruf des preußiſchen Militärs nicht adteten.| 
Sie beträgt höchſtens 60, die theils in Witkowo, theils in Wreſchen unter⸗ 
gebracht ſind, und in dieſen Tagen auf die hieſige Feſtung gebracht werden 
ſollen. Die aus Polen ſtammenden Inſurgenten ſammelten ſich während 
der Nacht im Walde bei Pudewitz und gingen am Dinſtag Morgen wieder 
über die Grenze. Die aus der Provinz Poſen haben ſich meiſt in ihre 
Heimath begeben. Der Angriff der Koſaken auf die „fremden“ Inſurgenten⸗ 
corps ſoll überaus wüthend geweſen ſein. Ein Theilnehmer an dem Gefecht 
berichtet darüber im „Dziennik pozn.“: „Die Ruſſen kämpften wie die Los 
wen. Wenn ſie einen, aber auch nur einen Einzigen, mit dem Säbel in 
den Kopf — hatten, ſo riſſen ſie dem Betäubten ſofort der Länge 
nach ven Bauch auf und zogen ihm, ob er noch lebte oder nicht, die vom 
Blute triefenden Kleider bis aufs Hemde vom Leibe.“ (Darin ſehen wir 
aber nichts löwen, ſondern eher tiger ⸗artiges.) „Die preußiſchen Offi⸗ 
ziere und Soldaten“, fügt der Berichterſtatter hinzu, „benehmen ſich im All⸗ 
gemeinen ziemlich rückſichtsvoll gegen die Verwundeten wie gegen die Ge: 
fangenen.“ Auffallend groß war der Vorrath an Munition, welchen die 
bei Mieszownica zerſprengten Inſurgenten⸗Corps mit ſich führten. Die Wege 
von Mieszownica bis Radlowo und bis Powidz waren mit Waffen undfKiſten 
voll Pulver, Kugeln und Patronen bedeckt, welche Gegenſtände in den fol: 
genden Tagen in großen Maſſen von Gendarmen und Landleuten eingebracht 
wurden. Auf einem der vom Militär angehaltenen Wagen fand ſich ein 
Pulvervorrath von mindeſtens 10 Centnern, der in Blechbüchſen verpackt 
war. f -(Bromb. Ztg.) 


O Kempen, 8. März. [Feſtliches.] Geſtern wurden die Abtheilung 
des 38. Infanterie⸗Negiments aus Frauſtadt und die Ulanen aus Militſch, 
welche zu unſerem Schutze hierher befohlen find, wegen Ihrer ausgezeichneten 
Leiſtungen bei dem am 6, d. M. hier ſtattgefundenen Brande, durch die 
willige Beiſteuerung des Landrathsamts⸗Verweſers Freih. Senf v. Pilſach, 
der hieſigen Stadtbehörden und des Agenten der ſchleſ. Feuerverſicherung, 
Wieruszowsky, im Glogauer'ſchen Lokale bewirthet. Die Stabskapelle 
concertirte. Der Germanentrank unſeres wackeren Brauers Glogauer perlte 
in ſchäumenden Pokalen; Civil und Militär lagen ſich brüderlich in den 
Armen und wurden von dem ſchönſten Bande der Eintracht umſchlungen. 
Vorzüglich wußte unſer Mitbürger, der Tal. Kreisgerichts⸗Kaſſen⸗Controleur 
Schemm, durch ſeinen guten Humor die Geſellſchaft in fröhlicher Stim- 
mung zu erhalten. Hr. Stadtralh Julius Kempner dankte den Militärs 
Namens der Stadt in einer herzlichen Anſprache; desgleichen Hr. Rector 
Schröter. Der erſte Lehrer der iſraelitiſchen Schule, Arnold Hoffmann, 
wies darauf hin, wie Preußens Jünglinge ſtolz darauf ſein dürfen, der 
preußiſchen Fahne geſchworen zu haben. Nicht unerwähnt darf bleiben, wie 
bei dem ſtatigefundenen Brande die Herren Oſſiziere tüchtig mit Hand an: 
gelegt haben, um ein drohendes größeres Unglück zu verhüten. — Vier ruf 
ſiſche Soldaten, welche in einem der polniſchen Lazarethe lagen und ihre 
Reiſe zur Garniſon nach Kaliſch durch Polen bedroht fanden, kamen am 6, 
hierher, meldeten ſich beim Oberſtlieut. des 38. Inf.⸗Regts., erhielten Ber: 
pflegung und Quartiere und zeichneten ſich ebenfalls beim Feuer durch ihre 
Thätigkeit aus. Als von dem humanen Militär⸗Chef ihnen angedeutet 
wurde, daß, falls ſie ſich körperlich ſchwach fühlten, ihnen eine Fuhre geſtellt 
werden ſolle, entgegneten ſie: na piechoti (d. h. zu Fuß), und ihrem Wunſche 
wurde entſprochen. Am 7. Früh begleiteten ſie zwei Schutzmilitärs, und vor 
der Wohnung des Chefs vorübergehend, machten die Ruſſen ihre Honneurs 
und verließen dankend die Stadt. 


SGeeſetgebung, Verwaltung und Rechtspflege. 


Berlin. Die Criminalpolizei iſt eben damit beſchäftigt, 
ein ſchauerliches Familiendrama zu enthüllen. Die Tochter einer 
freiherrlichen Familie, verheirathet mit einem Mann, der gleich⸗ 
falls dem alten Adel angehört, iſt in Verdacht gerathen, aus Wider⸗ 
derwillen gegen dieſe Ehe und weil ſie durch dieſelbe in ihren vielen 
ausſchweifenden Neigungen gehindert ward, die Geſundheit ihres Ehe⸗ 
Die äußerſt koſtſpielige Lebensweiſe der 
Frau brachte den Mann, der ſehr gutmüthig gegen die bildſchöne, 
üppige Dame geweſen zu ſein ſcheint, dahin, daß er Wechſelſchulden 
machte und er wurde mehrfach zum Perſonal-Arreſt gebracht, weil 


cten zurückzugeben und zu erklären, daß fie der Vorlegung des Entwurfs ſeine Gattin dieſe ihretwegen gemachten Schulden nicht von ihrem 


zu der neuen Klage — eventuell falls die Untethandlungen mit den Erben 
des Verklagten ein annehmbares Reſultat ergeben hätten — einer Mitthei⸗ 
lung hierüber entgegen ſehe. — 

it der Bewilligung der Mehrkoſten für den Bau der Sand⸗ 
brücke im Betrage von 3474 Thalern gelangte der Antrag an den Ma⸗ 
giſtrat, künſtig bei Ausführung von Baulichkeiten keine willkürlichen Ab⸗ 
weichungen von den genehmigten Bauanſchlägen zu geitatten; zugleich wur⸗ 
den die Erinnerungen der Fachkommiſſion gegen den Reviſionsanſchlag über 
den Brückenbau zur Kenntniß des Magiſtkats gebracht. Sodann erfolgte 
der Antrag, die Pläne zu den Vollendungsbauten im ſtädtiſchen Schießwer⸗ 
der ſopald als thunlich vorzulegen, damit die fraglichen Bauten noch vor 
sr der jetzigen Reſtauratſonspacht zur Ausführung gebracht werden 

nnen. 

Die ſeitens der Verſammlung erhobenen Ausſtellungen gegen die 
Sicherheit einiger Hypotheken⸗Kapitalien im Etat des Bürger⸗ 
boſpitals zu St. Anna erachtete man durch die vom Magiſtrat erhaltenen 
Erläuterungen für behoben, ebenſo die zur Erwägung gegebene Vermehrung 
der — 1 des Hoſpitals durch die Mittheilung, daß in Bezug auf die⸗ 
ſen Punkt des Nächſtens eine beſondere Vorlage eingehen werde. 

Zwei Rechnungs⸗Notate, von denen das eine die Verwendung des 
Ratkteſchen Legats bei der Kirche zu St. Eliſabet, das andere die von einem 
Forſtſchutzbeamten aus eigenen Mitteln gezahlte und nicht verrechnete Löh⸗ 
nung für Auſſichtshilfe betraf, wurden nach den darüber erhaltenen Auf⸗ 
ſchlüſſen für erledigt erklärt und bezüglich der gezahlten Löhnung die Erſtak⸗ 
tung derſelben mit 6 Thalern bewilligt. 

Simon. Stetter. Ludewig. Grund. 


Breslau, 10. März. [Diebſtähle.] Geſtohlen: Matthiasſtraße Nr. 91, 
ein roth⸗ und weißkarrirter Deckbettüberzug und drei dergl. Kopfkiſſenüber⸗ 
züge, gez. F. L., ein Betttuch, 9 F. L., ſieben Stück Herrenhemde und 
zwei Stück Oberhemden, gez F. L., 16—18 Paar wollene und baumwollene 
Strümpfe, zum Theil mit F. L. gez., zwei Paar leinene und ein Paar ge- 
ſtrickte Unterhoſen, 8 Stück Vothemdchen, zum Theil mit J. L. 
gezeichnet, ein grauer und ein brauner Pulswärmer, 5 Paar Ober⸗ 
ärmel, ein weiß und lila gemuſtertes ſeidenes Taſchentuch, einige bunte baum⸗ 
wollene Taſchentücher, ein neuer, weiß, blau und ſchwarz karrirter Shawl, 
ein neuer anne ae gerippter Schlips, zwei Paar ganz neue Lackleder⸗ 
Gamaſchen mit Gummizug, zwei 1 5 bereits getragene Gamaſchen, zwei 
Paar neue und ein Paar alte kalblederne Halbftieiein, ein Paar derſelben an 
den sn mit Ueberſchuhhaken verſehen, ein Paar Wien Stiefeln mit 
Doppelſohlen, einige eingerahmte Herren⸗Portraits in Viſitenkartenformat und 
ein Notizbuch mit dem in Gold gepreßten Namen „F. Lauterbach“ ver⸗ 
ſehen, Geſammtwerth ca. 50 Thlr.; auf der Stockgaſſe, eine ſilberne Spindel⸗ 


uhr im Werthe von 3 Thlr.; Oderſtraße 20, vier Frauenhemden, eins da⸗ 5 
von mit E. K. und eins mit A. R. gez., ein Mannshemde und ein Frauen: 


rock von blau und grün carrirtem Neſſel; Werderſtraße 12, 6 Stück Militär⸗ 
Hemden, drei davon blau und weiß geſtreift, gez. 9. Comp. 58. Regts. 
Polizeilich mit Beſchlag belegt: zwei geräucherte Schinken. 5 
Verloren wurden: ein 4 e Regenſchirm mit brauner geſchnſtzter 
Holzkrücke; ein Halsband, beſtehend aus vier Nele geſchliffener Granaten 
mit goldenem Schloß; ein Notizbuch; eine grünkederne Brieftaſche, entbal⸗ 
tend eine Paßkarte, auf den Kaufmann Mindner von hier lautend, ferner 
52 Thaler in oberſchleſiſchen Eiſenbahn Coupons, 14 Thaler in Staatsſchuld⸗ 
ſchein⸗Coupons und 2 Thaler in märkiſchen Eiſenbahn⸗Coupons. 
[Bettelei.] Im Laufe der verfloſſenen Woche ſind hierorts 9 Ber: 
ſonen durch Polizei⸗Beamte wegen Bettelns aufgegriffen und zur Haft 
gebracht worden. 
Angekommen: Se. Durchlaucht Sir Hasel und Diener aus Schloß 
1 Seine Durchlaucht Heinrich XII. Prinz Reuß G 0 * 
orf. Ol. ⸗Bl. 


[Nachträge.] Unter den in dem mörderiſchen Ge⸗ 


t bei Mieczownica unweit der Gi bei Strzalkowo am 2. d. M. ge⸗ 
allenen Inſurgenten befinden ſich viele junge Leute aus hieſiger Stadt. 


Polen angehörten. Ein Strom der Flüchtlinge w i i 
e htlinge wälzte ſich bei Radlowo, ein 
md leter bei Powidz übet die Geng kErſteiet nahm, feine Richtung 
Militär gema 


Teßterer nach Gneſen zu. Die Zahl der vom preußiſchen 
en Gefangenen it nur wenig, weil die Flüchtlinge theils 
ee A n 


verſchiedene 


—— 


72. Finnländ, Anleihe 91%. 


Bank 257. Sproz. Metall. 6 
Oeſterr. National⸗Anleibe 69%. 
Oeſterr. Bank⸗Antheile 827. 
Anleibe 32%. 
Main!⸗Ludwigshafen Litt. K. 129 
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nicht unbedeutenden Vermögen bezahlen wollte. Während er in Haft 
war, lebte fie ſelbſt, als wenn fie unverheirathet ſei. Die Verwandten 
des geplagten Ehemannes nahmen ſich ſeiner aber immer wieder an, 
ſo daß er zum Aerger der Gattin doch immer wieder in Freiheit ge⸗ 
langte. 
es wurde ihm jeder Schabernack, der nur erdenklich war, angethan. 
So machte ſich zum Beiſpiel die hochgeborene Dame ein großes Ver⸗ 
gnügen daraus, ihm, wenn er ſich zu Tiſche ſetzen wollte, fort und 
fort den Stuhl wegzuziehen, fo daß er zu Boden ſtürzte, glücklicher⸗ 
weiſe aber immer ohne ſich das Genick zu brechen. Trotz aller dieſer 
Chikanen blieb der Mann bei ſeiner Frau, bis er plötzlich eines Ta⸗ 
ges von einer Krankheit befallen wurde, die auf Vergiftung ſchließen 
ließ. Durch ſchnell angewandte Mittel iſt zwar fein Leben noch er⸗ 
halten, er leidet ſeit dem Anfall aber an einem Zittern aller Glieder 
und iſt gegen ſeine Umgebung ſo mißtrauiſch geworden, daß er ſich 
vor Kurzem von ſeinen Verwandten heimlich aus ſeinem Hauſe hat 
entführen laſſen und ſich auf einem von deren Schlöſſern verbirzt. 
Auf Grund einer von dieſen Verwandten angebrachten gerichtlichen 
Denunciation wurden jetzt darüber Nachforſchungen angeſtellt, ob ihm 
wirklich Gift beigebracht, und wer dann der Vergiftende iſt. Dieſe 
Nachforſchungen ſollen den bereits vorhandenen Verdacht leider nicht 


ohne Verſtärkung gelaſſen haben. (Ger. ⸗Z.) 
Meteorologiſche Beobachtungen. 
CT 
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Breslau, 9, März 10 Men 329,13 0,0 ] N. 1. Trübe. 
10. März 6 U. Morg,] 328,00 — 0,6] O. 1. Ueberwöͤllt. 
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. g Fproz. Rufen 9. 
Hamburg 3 Monat 13 Mk. in Ebbe 1 05 
in Southampton ein⸗ 


Wien, ärz. Mitt, 12 Uhr 30 Min. Beſſere Stimmung. Sproz. 
Metall. 75, 25. 4% pro; Metall, 65, 5 1854er Looſe 92, 75. Bank⸗ 
Aktien 810. Nordbahn 189, 90. National⸗Anleihe 81, 80. Staats⸗Eiſenb.⸗ 


& —. Silber 
Lombardiſche Eiſenbahn 271, —. 
1860er Looſe 94, 10 

Frankfurt a. M., 9. März, Nachmitt. 2 Uhr 30 Minuten. Sehr 
ſeſte Tendenz in öſterreichiſchen Fonds und Aktien. Böbmiſche Weſthahn 
Schluß ⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Berbach 

Darmſt. Bankaltien 241. Parmit. Bette 
er Met. 56%, 1854er Loofe 78%. 
Delterr.-Frant, Stäats-Ciſenb.⸗Attien 236 
Oeſterr. Credit⸗Altien 221½. Neueite öſterr. 
Oeſterr. Cliſabet » Bahn 128%. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 32%, 


%> } 
amdurg, 9. März, Nachm. 2 Uhr 0 Min Boörſe ſehr leblos, aber feft, 
tl Anleihe 907. Sie evurſe Aalicnal⸗ Aae 69 Wia 
redit⸗Aktien 93. Vereinsbank 103%, Norddeutſche Bank 107. Rheiniſche 
—. Wien —, — Petersburg 
etreidemarkt.] Weizen loco ſtill, 


145. Wiener Wechſel Da 


1 


Hamburg, 9. ab aus⸗ 


In dieſer ging es dem Armen aber ſtets ſehr ſchlecht, denn - 


wärts vernachläſſigt | loco ftille, ab Danzig pr. Frühjahr zu 74 
eber zu kaufen, i e Oel pr. Mai 32 — , pr. Okt. 
0—30%. Kaffee 1500 Sack Java 7%—8%. 
Liverpool, 9. März. [Baumwolle.] 5000 Ballen Umſaß, 
London, 9. März. Getreidemarkt (Schlußbericht). Engliſcher Wei: 
zen in ſchlechtem Zuſtande unverkäu flich. Fremder 10975 ter, aber nur De⸗ 


kailgeſchäft. Malzgerſte einen Schilling, Mahlgerſte einen halben 
S billiger. Hafer matt. Mehl vernachläſſigt. —  Bewölfter 
immel, 


Amſterdam, 9. März. Getreidemarkt (Schlußbericht'. Weizen 
unverändert, ſtille. Roggen, Terminroggen flauer, ſonſt unverändert, ſtille. 
Raps April 91, Oktober 73%. Rüböl Mai 51%, Herbſt 45%. 


Berlin, 9. März. Die Börfe beginnt die neue Woche wieder mit ver⸗ 
minderter Geſchäftsthätigkeit, noch weniger in ſeſterer Haltung. Im Gegen⸗ 
theil war die Färbung hin und wieder eher matter, und das Geſchäft fo 
ſchwach wie an den ſtillſten Tagen der vergangenen Woche. Größere Um⸗ 
ſätze find nur von koſeler und wittenberger Eiſenbahn⸗Aectien, allenfalls noch 
von genfer Credit und den leichteſten Spielpapieren, den deſſauern Credit⸗ 
und Landesbank⸗ und den neuſtädter Hütten⸗Actien zu berichten. In dieſem 
zuletzt erwähnten, durch die bevorſtehende Liguidation in ſeinem Werthe auf 
Null reducirten Papier ſpielt noch eine kleine Fraction der Couliſſe ohne 
alle Ausſicht auf irgend eine Realiſirung; wie wir vernehmen, wird mit 
dem 1. April, falls über dieſen Termin hinaus noch Liebhaber für das 
Spiel in dieſem Papier ſich finden ſollten, wieder ohne Zinſen gehandelt 
werden. Oeſterreichiſche Effekten waren ſämmtlich feſt, aber mit Ausnahme 
der Looſe von 1860 in ſehr ſchwachem Geſchäft. Der Geldmarkt war bei 
weſentlich verändertem Disconto nicht unbelebt. (B.⸗ u. 9.3.) 
— — —— —— 


Berliner Börse vom 9. März 1863. 


Div. Z. 


Fonds- und Geld- Course, 


Freiw. Staats-Anleihe 4% 101% bs. Oberschles, B.. 
Staats-Anl. v. 1850, 52 4 70 bz. dito Bo: 
dito 1854, 85A. 57 4% 101% ba. dito Prior A... 
dito 1856/4441014, bz. dito Prior B. 
dito 1863 93% B dito Prior C. 
dito 1889) 5 106% bz dito Prior D.. 
Staats-Schuld-Sch. ... |3% 89h b dito Prior E. 
Präm.-Anleihe v. 185534, 112014 ba dito Prior F. 
Berliner Stadt-Obl. . 4% 10% @ Oppein-Tarnow. 
Kur- u. Neumärker|31 82 ba. Prinz-W. (St.-V.) 
2, dito dito 101% ba. Rheinische . . 
3 | Pommersche ..... 4 91% ba. dito (St) Pr... 
E dito neus 101 B. dito Prior 
2 Posenscho 1 dito III. Em. . 
ä to ee warn 0 Rhein-Nahebahn 
dito neu. 56% bz Ruhrort-Creſeld. 
Schlesische 7 94 ½% 0 Starg.- Posener. 
2 Kur- u. Noumärker| 4 997 bz Thüringer 
Pommersche 99% B. Wilhelms Bahn 
& | Posens 4.88, ba. ito\Prior . 
= Preugelsche . 190% bz. dito III. Em. 
8 —— u. Rhei > 100 % 5 dito Prior St. 
che = 
E Schlesische 100 ek al 


Lonisdor 
Goldkronen . 


Ausländische Fonds. 


Berl. E.-Värein 
Oesterr. Metall 5 65½ B. J 
dito Gar Pr.-Anl.... 81 4 Berl. Hand.-Ges. 


dito neue 100 fl.-L. Berl. W. Ored.-G. 
dito Nat.-Anleihe .. Braunschw. Bank 


dito Bankn. n. Whr. Bremer 


Preuss: u, 


84 B. 
106 Kigkt. ba, 


Coburg. Oredit A. 87 etw. ba. 
Ruas,-engl. Anleihe 94% n TB 
Darmst. Zettel-B. 1034, B 
dito 5. Anleihe : 5 |90 ö Darmit. Credb. A. 


3% 1. P. br ud. 
8 de, 


eee 
= 


ne 2 RU. 
Poln. Obl. & 500 Fl.. 4 |91% ba S % 4 4 bau. 
dito à 300 FL. 92 bz. Hamb Nord Bank HUNG Da. 
dito 4 200 FL.|— 123%, ©. R + 6. 
Poln. Banknoten a „ r. erg 
Kurhese. 40 Thlr.. . 87 B. ee ” Bay Pate 8 
Baden 35 FI. i ½ etw. bz. e . 
Aetlen- Course. — — — — Dh 0 
— 2 Minerva Bgwk.A. 350 ba 
Aach.-Dünscid. . | 64. 89% G en 94½ da 
Aach.-Mastricht. | / 436 d⸗ 725 Ann 97 ½% ba. 
che l 4 (99 be Schl, Hank Ver Ken 
B irkische 4 Wer. j 
Berlin.Anhalter 4114414 6 Thüringer Bank 00%. 
Berlin-Hamburg. | 6 | 4 j121% bz eimar. 892. 8. 
Berl.-Potsd.-Mgd.] 114192 bz. 
Berlin-Stettiner . 4 136 B 


Breslau-Freibrg. 4 1123% bz. 
Cöln-Mindener .. 5 177 f. 

Franz. St.-Eisenb.| 65. 136%, bz. 

145%, en 


8 4 

Magd,-Halberst. , |22%,| 4 285 ba. u. G. 
Magd.-Wittenbrg.] 134] 4 64 4 63% a 64 bz. 
Mainz.-Ludw. A. 1.4 128 bz u.. 
Mecklenburger . 2%| 4 169% br. 
Münster-Hammer| 4 | 4 198%, b. " 
Noisse-Brieger . 3½ 4 |87 B. 5 . 
Niederzehles . A | 4 198%, bz dito . . . . . . M. J % bn. 
N.-Schl. Zweigb. | 1½ 4 90 Frankfurt a. M.. 2 M.|56. 26 G. 
Nordb. (Fr.-W.) 34 63% u % ba Petersburg . IW. 10% ba. Suu. 80% ba. 

dito Prior . . . ki — — Warschau T. 89% bz. 
derschleg. A... 7c, 162 4 102 U be. u. G Bremen... . 6 T. 10% G. 


Berlin, 9. März. Weizen loco 58-70 Thlr. nach Qualität, gelber 
ſchleſ. 6667 Thlr., ab Bahn bez., weißer ſchleſ. 67 60 tt dito, feiner 
weißer ſchleſ. 70 Thlr., weißbunter poln. 67 Thlr. bez. — Roggen loco 
poln. 454 —% Thlr. ab Bahn bez., 80. —Slpfd. 46% Thlr. ab Boden, 80 
Se pfd. 46% — Thlr. ab Bahn bez., dito ſchwimmend 1 Ladung im Kanal 
Slofd. 45% Thlr. bez., März 45— 4 —45 Thlr. bez. und Of, % Thlr. 
e e , l dee e nd De e 
—%4—% Thlr. bez., Juni⸗ = r. bez. und Br., 4 r. 
Gld., Juli⸗Aug. 45% Thlr. bez. — Gerſte, 5 und kleine 32 —40 


Mrz und Aer el 227 Eke. Bre, ruh 2 a. 
un rz-Apri r. Br, jahr 22% Thlr. bez., i 
Juni 22% Thlr. Br, Juni-Juli 23 7 Thlr. Br., 23 The d 8 Geb 


Futterwaare 40—43 Thlr. Näb öl 


„Br. — Spiri 
März⸗April 1475 


u.. r. bez. und 5 % 
Thlr. Br., Mai⸗Juni 14 Thlr. bez. und Gld., % Thlr. y 
Juli 14% Thlr. bez. und ob, % Fa Br., Jui 186 12 


Weizen 11 
Mehretes zu feſten Preiſen aus dem Markt genommen. Termine verkehrten 


falls in Fe des eingetretenen schwachen Froſtes überwiegend begehrt und 
enöthigte unter Zurückhaltung der Abgeber beſonders 
lieferung hähere Pele ‚anlegen. 8, ber e für Herbſt⸗ 


— 13 AUSBRER 
Breslau, 10. März. Wind: Nord⸗Weſt. Wetter: unfreundlich' 

Thermometer Früh 1“ Kälte. Bei mittelmäßigen Angeboten war br Sum. 

mung für Getreide etwas feſter, Preiſe waren jedoch unverändert, 

72035 bei ruhiger u: pr. 85pfd. weißer 66—77 Sgr., gelber 

63-72 Sgr. — becher feſter; die Sapfd. 49—52 Sgr., feinſter verein⸗ 

de e Fe 

gr., = gr. — Hafer ftille t; pr. 5 

br 25—27. Sgr. — Erbſen, Wicken und Bohnen ohne Fr Fun 

elſaaten wenig beachtet. — Schlaglein ſchwach gefragt. — Raps⸗ 


kuchen vernachläſſigt; 48 — 52 Sgr. pr. Ctur. — Lupinen 38—42 Sgr. 
Sgr. pr. 8 Sgr. pr. Schi. 
Weißer Weizen 65—72—77 Wicken . sereenane 35—38—40 
Gelber Weizen 63—67—74 Sgr. pr. Sack d 150 Pfd. Brutto. 
Geste NN 49—51—53 Schlag⸗Leinſaat 200—210 
Gerſte. eee „An 35-38 —42 Winter⸗Raps 1890 . 250—260—278 
Aer e RER. 24—26—28 Winter⸗Rübſen = ee 
Wen een 43-4852 Sommer⸗Ril fen.... 220—240—260 
Kleeſaat — flau, rothe orbinäre IX —11% Thlr., mittle 12 —14 


feine 144 —17% 
8—26 


— 


Thlr. pr. Ctr. 
150 Pfd. netto 15—18 Sgr. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr, Stein. 
Drud von Graß, Barth und Comp. (ih. Feledtich) in Breslau. 


— 


